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Editorial

Zäsuren in der Berufsbildung
Inzwischen beginnen jährlich mehr junge Menschen
ein Studium als eine berufliche Ausbildung. Martin 
Baethge und Markus Wieck berichten in ihrem Leitar-
tikel über diese Wende in der deutschen Bildungsge-
schichte. Sie zeigen, welche langfristigen Trends zu
dieser Entwicklung geführt haben und welche weit-
reichenden Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft sich
hiermit verknüpfen können. 

Mit einer ganz anderen Zäsur für das deutsche Berufs-
bildungssystem befasst sich ein weiterer Beitrag: Mit
der Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen hat sich die Bun-
desrepublik auf allen Ebenen des Bildungssystems zur
Integration von Menschen mit Behinderungen ver-
pflichtet. Wie der Artikel zeigt, stellt der dafür notwen-
dige Pfadwechsel für das deutsche Berufsbildungssys-
tem eine große Aufgabe dar. Beide Artikel bilden mit
dem Thema „Berufliche Bildung“ einen Schwerpunkt
dieser Ausgabe der Mitteilungen. Sie gehen zurück
auf den nationalen Bildungsbericht, in dessen Rah-
men das SOFI auch in 2014 wieder für das Thema be-

rufliche Bildung zuständig war. Bildung als ein öffent-
liches Gut wird auch von Berthold Vogel in seinem Bei-
trag zum noch weitgehend unerschlossenen For-
schungsfeld „Öffentliche Güter“ angesprochen. 

In weiteren Beiträgen dokumentieren wir Beiträge aus
dem SOFI zum diesjährigen Soziologiekongress, der
im Oktober in Trier stattfand. Berthold Vogel schreibt
hier über den Umgang der Mittelschichten mit Krisen.
Kai Marquardsen diskutiert die Wirkung aktivierender
Arbeitsmarktpolitik auf Leistungsempfänger. Harald
Wolf stellt Forschungsergebnisse zur Auswirkung der
zunehmenden Fragmentierung der Arbeitswelt auf
das Gerechtigkeitsempfinden von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern vor. Letzterer Beitrag steht
auch in engem inhaltlichen Zusammenhang mit der
vierten Tagung aus der SOFI-Veranstaltungsreihe
„Work in Progress“. Diese wird am 23. und 24. März
2015 unter dem Titel „Was bewegt Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer? Arbeitsbewusstsein und Gesell-
schaftsbild revisited“ stattfinden. Näheres dazu in die-
sem Heft.
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SCHWERPUNKT BERUFLICHE BILDUNG

Neue Konstellation zwischen Berufsausbildung und
Hochschulstudium

Wendepunkt in der deutschen
Bildungsgeschichte
Martin Baethge; Markus Wieck 

Zwei Daten markieren einen sich seit
langem anbahnenden Wendepunkt in
der deutschen Bildungsgeschichte1.
2011 verzeichnete die Bildungsstatistik
523.577 Neuzugänge zur dualen Berufs-
ausbildung und 522.306 Studienanfän-
gerinnen und -anfänger. Die Relation
stabilisierte sich in den Folgejahren
(Abb. 1), sodass man zum ersten Mal in
der deutschen Bildungsgeschichte von
einem Gleichstand von Studienanfän-
gern und Neuzugängen zur dualen Be-
rufsausbildung sprechen kann. Die bei-
den anderen Ausbildungssektoren –
das Schulberufssystem, das seit der
Jahrhundertwende um ein Fünftel an-
gewachsen ist, und das Übergangssys-
tem, das im gleichen Zeitraum auf-
grund einer demografisch bedingt
fallenden Nachfrage um 44 % ge-
schrumpft ist – können für die folgende
Argumentation zunächst außer Be-
tracht bleiben. Verlängert man die Zeit-
reihen der letzten 20 Jahre nach vorn,
wird sich das Gewicht der beiden gro-
ßen Ausbildungssektoren in naher Zu-
kunft umkehren und wird nicht mehr
das duale System, das von vielen im In
und Ausland als das Flaggschiff des

deutschen Ausbildungssystems insge-
samt gerühmt wird, den Schwerpunkt
der Berufsausbildung abgeben, son-
dern das Hochschulstudium. Die Zeit-
reihen zur Entwicklung beider Ausbil-
dungssektoren lassen kaum einen
anderen Schluss zu.

Die neuen Daten haben der im vergan-
genen Jahrzehnt immer einmal wieder
aufflackernden Kontroverse über die
angemessene bildungspolitische Stra-
tegie für die Fachkräftesicherung neuen
Auftrieb gegeben: Trifft eine Bildungs-
politik, die vor allem auf Expansion des
Hochschulstudiums setzt, die zukünfti-
gen in Wirtschaft und Gesellschaft er-
forderlichen Kompetenzen besser als ei-
ne Strategie, die auf Stabilität und Aus-
bau der mittleren Fachkräfteausbildung
zielt? Aktuell steht in der öffentlichen
Debatte für die eine Seite der Kontro-
verse der OECD-PISA-Koordinator An-
dreas Schleicher, der mit „Education at
a Glance“ der Bundesrepublik jährlich
eine im internationalen Vergleich zu
niedrige Studierendenquote vorwirft.
Für die andere Seite lässt sich Julian Ni-
da-Rümelin mit seiner Warnung vor ei-
nem „Akademisierungswahn“ (FAZ vom
1.9.2013) anführen.

Die Entwicklung der Zahlen für Hoch-
schul- und Berufsausbildungsanfänger
lassen die Schleicher-Kritik immer weni-
ger berechtigt erscheinen. Auch die Po-
sition „Akademisierungswahn stoppen“
geht an der neuen Entwicklungsdyna-
mik der ausbildungssektoralen Ver-
schiebungen vorbei. Der Satz „Es muss
nicht jeder studieren“ oder – in der ge-
diegeneren Diktion Nida-Rümelins –
„nicht Universitätsstudium für alle“ (FAZ
1.9.2013) ist so richtig wie trivial. Inso-
fern könnte man über ihn hinwegge-
hen, wenn er in der gegenwärtigen Si-
tuation nicht zwei folgenreiche Missver-
ständnisse beförderte: zum einen die
Vorstellung, dass man angesichts er-
wartbarer demografisch bedingter
Fachkräfteengpässe und kleinerer
Schulentlassjahrgänge die Konkurrenz
zwischen Studium und Berufsausbil-
dung zugunsten der letzteren umsteu-
ern müsse. Zum anderen die damit eng
verbundene Annahme, dass die gegen-
wärtigen ausbildungssektoralen Ver-
schiebungen in ihren Ursachen über-
haupt viel mit politisch strategischer
Steuerung zu tun hätten. Haben sie das
nicht, dann läuft die politische Empfeh-
lung, den Zugang zum Hochschulstudi-
um zu drosseln, ins Leere. Ein Blick auf
die historische Entwicklung der beiden
großen Ausbildungssektoren zeigt, dass
sie politisch wenig mit Bezug aufeinan-
der gesteuert worden sind. 

In den Ursachen für die ausbildungs-
sektoralen Verschiebungen schneiden
sich, auf einen kurzen Nenner gebracht,
völlig unterschiedliche Entwicklungsli-
nien der Bildungsgeschichte, die in den
letzten beiden Jahrhunderten weitge-
hend berührungsfrei nebeneinander
verliefen: die höhere Allgemeinbildung
für die mittleren und höheren Schich-
ten des Bürgertums sowie die von ih-
nen ausgeübten Berufe im Staatsdienst
und den freien Professionen und die
berufliche Ausbildung für den Fach-
kräftenachwuchs von Industrie und Ge-
werbe, der sich im Wesentlichen aus
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Abb. 1: Neuzugänge zu allen Sektoren beruflicher Erstausbildung 1995 bis 2013* (Anzahl)
* Werte zwischen 1995 und 2000 wurden interpoliert.
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Integrierte Ausbildungs bericht erstat -
tung (Schulstatistik, Hochschulstatistik, Personalstandstatistik – für Beamtenausbildung im
mittleren Dienst), Bundesagentur für Arbeit, Bestand von Teilnehmern in ausgewählten Maß-
nahmen der Arbeitsmarktpolitik mit SGB –Trägerschaft des Teilnehmers
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der Arbeiterklasse und den unteren
Bürgerschichten rekrutierte. Mit der Bil-
dungsreform der 1960er Jahre, die im
Wesentlichen als Expansion höherer
Allgemeinbildung ablief und die Be-
rufsausbildung mehr oder weniger
links liegen ließ, wurden Bildungsmoti-
vation und -interesse von bis dato nicht
bekanntem Ausmaß in der Bevölke-
rung, vor allem in den expandierenden
Mittelschichten freigesetzt. Seit Beginn
der 1960er Jahre vervielfachte sich die
Zahl der Studienberechtigten und die
Zahl der Studienanfänger; letztere ver-
doppelte sich allein in den letzten 20
Jahren von etwa 260 Tsd. (1995) auf 510
Tsd. (2013) (Abb. 1). Diese Entwicklung
folgt weniger einer politischen Arbeits-
kräftestrategie; sie ist vielmehr vorran-
gig als Resultat des wachsenden Bil-
dungsinteresses in der Bevölkerung zu
begreifen. Als solches ist sie auch nicht
politisch regulierbar und wird sich als
Bildungsnachfrage weiterhin Gehör
und Raum verschaffen.

Parallel zur Hochschulexpansion hat
sich auch in der dualen Berufsausbil-
dung seit Anfang der 1960er Jahre ein
Anstieg vollzogen, der sich – nicht zu-

letzt aufgrund demografisch bedingten
Nachfrageanstiegs – bis Mitte der
1980er Jahre (mit Schwankungen) sta-
bilisierte. Erst ab dann ist ein Rückgang
der Neuzugänge zur dualen Ausbil-
dung zu beobachten, allein zwischen
2000 und 2013 um 16% (Abb. 1). Dieser
Rückgang ist eindeutig angebotsverur-

sacht, da im ganzen Jahrzehnt die Aus-
bildungsnachfrage das -angebot er-
heblich überstieg. Die Gründe für den
Rückgang haben wenig mit steigenden
Anteilen von Studienberechtigten und
Studienanfängern an den Alterskohor-
ten zu tun. Sie liegen im Ausbildungs-
verhalten der Unternehmen und den es
bedingenden strukturellen ökonomi-
schen Faktoren.

Wie wenig die Entwicklung in der dua-
len Berufsausbildung im letzten Jahr-
zehnt politisch steuerbar war, zeigt sich
daran, dass die Rückläufigkeit des be-
trieblichen Ausbildungsplatzangebots
sich trotz vielfältiger politischer Initiati-
ven durchsetzte. Weder haben der seit
2004 laufende Ausbildungspakt zwi-
schen Politik (Bund und Länder) und
Wirtschaftsverbänden noch die breite
politische Rhetorik zu drohenden Fach-
kräfteengpässen und die mit ihr ver-
bundenen Appelle an die Unterneh-
men, mehr Ausbildungsplätze bereit zu
stellen, noch auch die korporatistische
Steuerung der dualen Ausbildung den
Abschwung verhindern und ein be-
darfsgerechtes Ausbildungsplatzange-
bot bewirken können.

Offensichtlich wirken hier langfristige
Tendenzen gegen die betriebliche Be-
rufsausbildung. Sie finden ihren Aus-
druck in der Ausbildungs- und Ausbil-
dungsbetriebsquote. Beide Quoten
gehen seit der Jahrhundertwende um
etwa 10 % zurück (Abb. 2). Die Ausbil-
dungsquote drückt den Anteil von

Auszubildenden an den abhängig Be-
schäftigten aus. In Abb. 2 ist eindrucks-
voll zu sehen, wie sich seit 2008 die
Kurven von Beschäftigten und Auszu-
bildenden stark gegenläufig entwi-
ckeln, nachdem sie vorher mehr oder
weniger parallel verliefen. Da im gan-
zen Zeitraum die Nachfrage nach Aus-
bildungsplätzen größer als das Ange-
bot war (vgl. Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, div. Jahrgänge),
bedeutet dies, dass die Betriebe in
jüngster Zeit entweder weniger Fach-
kräfte benötigen oder ihren Bedarf an-
ders als durch Ausbildung decken, z. B.
durch Substitution mit höher  oder
auch mit geringer qualifizierten Ar-
beitskräften.

Der in die gleiche Richtung laufenden
Ausbildungsbetriebsquote (Ausbil-
dungsbetriebe je 100 Betriebe einer Ka-
tegorie) liegt eine analoge Dynamik zu-
grunde: Die Zahl der Betriebe steigt, die
der Ausbildungsbetriebe sinkt. Mit an-
deren Worten: Es werden entweder
mehr neue Betriebe gegründet, die
nicht ausbilden, oder eine steigende
Zahl alter Ausbildungsbetriebe verab-
schiedet sich von der Ausbildung. 

Der Rückgang in den Ausbildungszah-
len verteilt sich höchst ungleich auf die
Ausbildungsbereiche und -berufe.
Nach Ausbildungsbereichen nahm die
Zahl der Neuverträge in den letzten
zwanzig Jahren im IHK-Bereich um gut
ein Fünftel zu, wobei die Steigerung
nur bis 2007 lief; im Handwerkskam-
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merbereich sank sie dagegen kontinu-
ierlich um insgesamt fast 40 %, bei den
Freien Berufen um annähernd 30 %. Die
Tendenz bei den Ausbildungsberei-
chen wird in der Ausbildungsentwick-
lung nach Berufen bestätigt, allerdings
mit einer aufschlussreichen Polarisie-
rung bei den IHK-Berufen: die Ferti-
gungsberufe nehmen insgesamt stark
ab, am stärksten bei den eher qualifi-
zierten Ausbildungsvarianten (Elektro-
niker, Elektroniker für Betriebstechnik,
Industriemechaniker u. a.) bei Zunah-
me weniger qualifizierter Varianten
(Fachkraft für Lagerlogistik, Zerspa-
nungsmechaniker), während die kauf-
männischen und IuK-Berufe expandie-
ren (Ausnahme: Bank  und Sparkassen-
kaufleute). Beide Entwicklungen
(Ausbildungsbereiche und Berufe) do-
kumentieren einmal mehr, dass mehr
ausbildungs-  und beschäftigungs-
strukturelle Faktoren als Bildungsent-
wicklungen hinter den beobachtbaren
Verschiebungen in der Berufsausbil-
dung stehen.

Zum Zusammenhang von
Ausbildungsstruktur  und
Bildungsentwicklung

Dass sich das Berufsausbildungssystem
und die Bildungsexpansion weitgehend
unabhängig voneinander nach unter-
schiedlichen Parametern entwickelt ha-
ben, bedeutet nicht, dass es keine Wir-
kungszusammenhänge zwischen bei-
den gäbe, die Ausbildungsbeteiligung
und  -chancen der Jugendlichen beein-
flussten und darüber auch Rückwirkun-
gen auf Ausbildungsentscheidungen

und -ströme hätten. Die Effekte lassen
sich in zwei eng miteinander verbunde-
nen Bewegungen darstellen: zum einen
über Ausbildungsentscheidungen und
-beteiligung unterschiedlicher Schulab-
solventengruppen, zum anderen über
die zunehmende Segmentation nach
schulischem Vorbildungsniveau im Be-
rufsbildungssystem (als Näherungsindi-
kator für soziale Herkunft).

Die Zusammensetzung der Neuzugän-
ge zur dualen Ausbildung nach schuli-
scher Vorbildung hat sich erwartungs-
gemäß in den beiden letzten Dekaden
verändert, allerdings nicht entspre-
chend den Verschiebungen ihres Ab-
solventenanteils an der gleichaltrigen
Bevölkerung2: Jugendliche mit maxi-
mal Hauptschulabschluss münden

leicht überproportional in eine duale
Ausbildung ein (2012 im Verhältnis 32
zu 29 %), Schulabsolventen mit mittle-
rem Abschluss leicht unterproportional
und solche mit Studienberechtigung
weit unterproportional (Abb. 3). Letzte-
res ist zwar nicht sehr überraschend, da
die Studienberechtigung traditionell
als Einstiegsbillett für ein Hochschul-
studium genutzt wird. In unserem Zu-
sammenhang ist diese Absolventen-
gruppe aber die mit Blick auf die Nach-
wuchsrekrutierung besonders zu
beachtende, da sie aktuell auf über die
Hälfte einer Alterskohorte expandiert
ist und ein Teil von ihr schon immer die
Hochschulzugangsberechtigung nicht
zum Studium, sondern zu einer Berufs-
ausbildung unterhalb der Hochschul-
ebene genutzt hat.

Mit Verallgemeinerung der Studienbe-
rechtigung musste dieser Anteil stei-
gen, tat er zunächst auch bis Anfang
der 1990er Jahre (vgl. Baethge/Wieck
2013, S. 65 ff.). In neuerer Zeit aber sinkt
der Anteil der Studienberechtigten, die
eine berufliche Ausbildung ansteuern,
erheblich von einem Drittel (1999) auf
knapp ein Viertel (2012). Die relative
Abnahme ist in der dualen Ausbildung
noch größer (von 22 auf 15 % – Abb. 4).
Wegen der starken Expansion der Stu-
dienberechtigten nimmt die absolute
Zahl von Studienberechtigten in der
beruflichen Ausbildung zwar zu, aber
weit unterproportional zu ihrem An-
stieg pro Entlassjahrgang: Stieg dieser
von 2000 bis 2012 um 61 %, so erhöhte
sich die Zahl der Studienberechtigten
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an den Neuzugängen zum dualen Sys-
tem nur um 27 %. Offensichtlich hat die
duale Ausbildung in neuerer Zeit für
Studienberechtigte an Attraktivität ein-
gebüßt. Für die Nachwuchsrekrutie-
rung wird das vor allem deswegen fol-
genreich, weil sowohl die Zahl der Ju-
gendlichen mit mittlerem als auch mit
maximal Hauptschulabschluss zurück-
gehen wird.

Das Nachwuchsproblem für das duale
System verstärkt sich noch dadurch,
dass wegen der inzwischen verfestig-
ten Segmentationstendenzen in der
Berufsausbildung das vorhandene Aus-
bildungspotential am unteren Ende der
Qualifikationspyramide von den Betrie-
ben nicht ausgeschöpft wird. 

Noch 2012 münden über zwei Fünftel
der Hauptschulabsolventen, bei sol-
chen mit Ausländerstatus sogar knapp
60 % nicht in eine Ausbildung, sondern
ins Übergangssystem, das trotz der de-
mografisch bedingten Rückläufigkeit
seiner Zahlen (Abb. 1) noch immer über
eine viertel Million Jugendliche auf-
nimmt.

Die Segmentationslinien (Abb. 5) sind
seit 1993 so stabil, dass nicht absehbar
ist, wie sie sich auflösen lassen. Es ha-
ben sich vier in ihrer beruflichen Zu-
sammensetzung im Zeitverlauf kaum
veränderte Segmente nach schuli-
schem Vorbildungsniveau herausgebil-
det:

Das oberste Segment ist schwer-n

punktmäßig ein Studienberechtig-
ten-Segment und umfasst die geho-
benen kaufmännischen Berufe der
Finanzdienstleistungen und Indus-
triekaufleute sowie die neuen Infor-
matik-  und Medienberufe;
Das zweite Segment, das fast nurn

Studienberechtigte und Auszubil-
dende mit mittlerem Abschluss auf-
weist, setzt sich aus Verwaltungsbe-
rufen des privaten und öffentlichen
Bereichs sowie qualifizierten ge-
werblich-industriellen Berufen (Che-
mielaboranten, Elektroniker, Mecha-
troniker) zusammen;
Im dritten Segment dominieren dien

Auszubildenden mit mittlerem Ab-
schluss (50 %) vor Hauptschulabsol-
venten (36 %), in ihm finden sich Be-
rufe des Einzelhandels und ge -
werblich-technische Berufe aus Hand-
werk und Industrie;
Nur im untersten Segment findenn

Jugendliche mit maximal Haupt-
schulabschluss zu größeren Teilen
eine Ausbildung, zumeist in Berufen
des Ernährungshandwerks, des Ver-
kaufs im Lebensmittelhandwerk so-
wie in landwirtschaftlichen Berufen.

Als Quintessenz lässt sich festhalten,
dass Jugendlichen mit maximal Haupt-
schulabschluss nur noch ein begrenz-
tes Spektrum an Berufen offen steht.
Das duale Berufsausbildungssystem
droht damit eine seiner großen Stärken
einzubüßen: Jugendlichen aus den so-

zial benachteiligten Schichten eine gu-
te berufliche Perspektive zu bieten.

Fazit

Der Wendepunkt in der Bildungsge-
schichte weist weit über das Bildungs-
wesen hinaus. Dazu kann hier nur eine
Andeutung für die weitere Diskussion
gemacht werden. Mit den Bedeu-
tungseinbußen der dualen Ausbil-
dung im deutschen Berufsausbil-
dungswesen verliert nicht nur ein jahr-
hundertelang dominierender Qualifi-
kationstyp an Gewicht. Es wandelt
sich auch der zentrale Sozialisations-
typ der gesellschaftlichen Arbeit, der
viel zur Stabilisierung von Solidarität,
Arbeitsmarktintegration und gewerk-
schaftlicher Interessenorganisation in
Deutschland beigetragen hat. Die Un-
mittelbarkeit betrieblicher Arbeit im
Ausbildungsprozess bildete dafür das
Fundament. 

Auch wenn gegenwärtig vieles noch
im Fluss ist: Der Wandel zu einem neu-
en, stark wissensbasierten Ausbil-
dungssystem erscheint unumkehrbar.
In ihm werden die Institutionen und
Governance-Formen der dualen Aus-
bildung allenfalls eine nachgeordnete
Bedeutung haben. Was an ihre Stelle
treten könnte, bleibt im Moment völlig
offen.

Anmerkungen

Der Artikel basiert auf dem vom SOFI1
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Mit Unterzeichnung der Konvention der
Vereinten Nationen über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (UN-BRK
2006) im Jahre 2009 hat die Bundesrepu-
blik Deutschland sich im Bereich der Bil-
dung einem der ehrgeizigsten und
schwierigsten Ziele der jüngeren Bil-
dungsgeschichte verschrieben. Die UN-
BRK verpflichtet die Vertragsstaaten in
Art. 24 dazu, „ein integratives (inclusive)
Bildungssystem auf allen Ebenen“ zu rea-
lisieren, in dem Menschen mit Behinde-
rungen ohne Diskriminierung ihre „geisti-
gen und körperlichen Fähigkeiten voll zur
Entfaltung bringen (können) … und (das
sie) zur wirklichen Teilhabe an einer freien
Gesellschaft“ befähigt (Art. 24, UN-BRK).

Der nationale Bildungsbericht 2014, an
dem das SOFI für die Bereiche der Berufs-
ausbildung und der Weiterbildung weiter-
hin federführend beteiligt ist, widmet sein
Schwerpunktthema den Problemen der
Bildung von Menschen mit Behinderun-
gen mit dem Ziel, die Realisierungsbedin-
gungen einer inklusiven Bildung auf den
unterschiedlichen Stufen des Bildungswe-
sens und die bildungspolitischen Heraus-
forderungen, die mit einem entsprechen-
den Umbau verbunden sind, herauszuar-
beiten. Der folgende Beitrag konzentriert
sich auf die Berufsausbildung.

Historisches Erbe und das
Verständnis von Behinderung 

Der Begriff der Behinderung ist nicht
eindeutig definiert und wird in unter-
schiedlichen institutionellen Bildungs-
kontexten unterschiedlich verwendet.
Dies macht eine der Hauptschwierig-
keiten einer institutionenübergreifen-
den Betrachtung von Ausmaß und
Gruppen von Behinderungen aus. Der
Bildungsbericht orientiert seine Analy-
se an dem der UN-BRK zugrundeliegen-
den sozialen Begriffsverständnis von
Behinderung, das auf die Wechselwir-
kung von langfristigen individuellen
(körperlichen, seelischen, geistigen)
Beeinträchtigungen mit gesellschaft-
lich konstruierten Barrieren als Ursache
für fehlende gleichberechtigte Teilhabe
abhebt.

Vor dem Hintergrund dieses Begriffs-
verständnisses, das eine immer noch
weit verbreitete, rein auf individuelle
Defizite zielende Definition von Behin-
derung ablöst, sind zwei Besonderhei-
ten des politischen Umgangs mit Be-
hinderung in Deutschland für die Ana-
lyse leitend: Zum einen hängt der
Bezug von Leistungen von bestimm-
ten, je nach Rechtskreis unterschied-
lich gesetzlich geregelten Anerken-
nungsvoraussetzungen für Behinde-
rung ab. Und zum anderen bestehen
für unterschiedliche Formen von Be-

hinderung besondere institutionelle
Angebote.

Die Selbstverpflichtung zur Inklusion
trifft hier in Deutschland auf ein histo-
risch gewachsenes Bildungssystem, das
stark segmentiert ist und dem Prinzip
einer optimalen Förderung von Men-
schen mit Behinderungen durch insti-
tutionelle Differenzierung und Separie-
rung Rechnung zu tragen sucht. In der
Folge ist auf der institutionellen Ebene
eine Vielzahl von organisatorisch und
fachlich spezialisierten, exkludierten
Einrichtungen (z. B. Förderschulen, För-
derkollegs, Berufsbildungswerke, Werk-
stätten für Menschen mit Behinderun-
gen) mit je eigenen Konzepten, Interes-
sen und Handlungslogiken entstanden.
Wegen dieser Besonderheiten ist auf al-
len Ebenen des Bildungssystems da-
nach zu fragen, wie die Diagnose  und
Zuweisungsverfahren und die institu-
tionellen Formen (Angebote, Personal,
Beteiligungsregeln) des Umgangs mit
Menschen mit Behinderungen in den
in der Regel exkludierten Einrichtun-
gen aussehen.

Die Situation von Menschen mit
Behinderungen in der
Berufsausbildung

Die für das Thema Inklusion insgesamt
unzulängliche Datenlage wird bezogen
auf die Berufsausbildung dadurch wei-
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UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen

Inklusion in der beruflichen Bildung

Ausbildung im nationalen Bildungs-
bericht (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2014) und dem
Schwerpunktgutachten zur neuen
Konstellation zwischen Hochschulbil-
dung und Berufsausbildung (Baethge
et al. 2014), das im Rahmen der Studi-
en zum deutschen Innovationssystem
erstellt wurde.

Absolventen mit maximal Haupt-2

schulabschluss stellen 2012 28,8%,
solche mit mittlerem Abschluss

53,6%, mit Hochschul- und FH-Reife
57,3% der gleichaltrigen Wohnbevöl-
kerung (Bildungsbericht 2014, S.
273).
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ter verschärft, dass Behinderung als
Personenmerkmal keine Kategorie der
Berufsausbildungsstatistik bildet (an-
ders etwa als in der allgemeinbilden-
den Schule mit den Kategorien „Förder-
schüler“ und „sonderpädagogischer
Förderbedarf“). 

Dementsprechend kann man weder ei-
ne genaue Zahl der Ausbildungsanfän-
ger mit Behinderungen angeben noch
Ausbildungsverläufe und -ergebnisse
darstellen. Eine Annäherung an die Zahl
der Neuanfänger lässt sich seit kurzem
über die Statistik der neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträge, des Ausbil-
dungsstellenangebots und der Ausbil-
dungsnachfrage in Berufen für Men-
schen mit Behinderungen gewinnen.
Diese Berufe werden in § 66 Berufsbil-
dungsgesetz für Jugendliche mit Behin-
derungen geregelt. Sie sind im Sinne ei-
nes institutionalisierten Curriculums auf
eine begrenzte Zahl an „Fachpraktiker-
ausbildungen“ in sieben Berufsfeldern1

konzentriert, haben ein „theorieredu-
ziertes Ausbildungscurriculum“ und
müssen vom Jugendlichen selbst bei
der Kammer beantragt werden.

Die Zahl der neu abgeschlossenen Aus-
bildungsverträge in diesen Berufen für
Menschen mit Behinderungen
schwankt zwischen 2009 und 2012 zwi-
schen 14.000 und 10.000. Vergleicht
man diese Zahlen mit derjenigen der
Absolventen von Förderschulen, so
klafft eine große Lücke. Diese betrug
2012 etwa 30.000, so dass man selbst
bei diesem Ausbildungstyp von einer

eklatanten Unterversorgung mit Ange-
boten ausgehen muss. Selbst bei der
registrierten Angebots Nachfrage-Rela-
tion in den § 66 BBiG-Berufen lag die
Nachfrage jeweils um etwa 10 % über
dem Angebot. Letzteres sank zwischen
2009 und 2012 um 30 %. Der Großteil
dieser Ausbildungen wird von den Be-
rufsbildungswerken und anderen au-
ßerbetrieblichen und -schulischen Ein-
richtungen, nur wenige von Betrieben
durchgeführt.

Man kann zusammenfassend festhal-
ten, dass die Ausbildungssituation von
Jugendlichen mit Behinderungen we-
nig transparent ist, dass aber die weni-
gen verfügbaren Daten darauf hindeu-
ten, dass diese Jugendlichen selbst bei
den Angeboten in Ausbildungsberufen
für Menschen mit Behinderungen
(nach § 66 BBiG) doppelt benachteiligt
sind: ihnen steht nur ein begrenztes
Spektrum an Berufen zu Verfügung,
und dieses noch in zu geringer Zahl. 

Zum Diagnose-  und
Zuordnungsverfahren

Bevor es zu einer wie immer geförderten
Ausbildung kommt, haben Jugendliche
ein Diagnose-  und Anerkennungsver-
fahren zu durchlaufen. Hierbei wird Be-
hinderung nicht im schulrechtlichen
Sinne („Sonderpädagogischer Förderbe-
darf“), sondern allgemein unter Bezug-
nahme auf SGB IX bestimmt. Die Ent-
scheidung für einen auf Behinderung
beruhenden „besonderen Förderbedarf“
mit jeweils dafür vorgesehene Unter-
stützungsleistungen wird von der Bun-

desagentur für Arbeit (BA) und den an-
deren großen Versicherungsträgern
(Rentenversicherung, Unfallversiche-
rung) gemäß § 19 SGB III auf Grundlage
einer sozialmedizinischen und gegebe-
nenfalls psychologischen Begutachtung
durch die Reha-Beratung getroffen.

Wie einheitlich und verlässlich Diagno-
se- und Zuordnungsverfahren sind,
lässt sich schwer entscheiden. Zieht
man die Berufsschulstatistik heran, so
zeigt sich bei der Teilzeitberufsschule
(duales System) eine relativ unspezifi-
sche Aufgliederung der Schüler und
Schülerinnen mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf nach Förder-
schwerpunkten: die Hälfte ist dem
Schwerpunkt „Lernen“, die andere Hälf-
te „sonstigen“ (20 %) oder „keinem
Schwerpunkt“ zugeordnet (Bildungs-
bericht 2014, S. 184). Zweifel an den Di-
agnose- und Zuordnungsverfahren er-
scheinen angebracht, wenn man sich
die langfristige Entwicklung der Neuzu-
gänge zu den Berufen für Menschen
mit Behinderungen anschaut (Abb. 1).
Auffällig an der Zeitreihe von 1993 bis
2012 sind zwei Sachverhalte: zum ei-
nen fällt der stärkste Anstieg der Neu-
zugänge in den § 66 BBiG-Berufen in
etwa zusammen mit der Zeit der größ-
ten Ausbildungsplatzengpässe. Zum
anderen ist im gesamten Betrachtungs-
zeitraum der Anteil der Neuverträge in
den § 66 BBiG-Berufen in den neuen
Bundesländern annähernd drei Mal so
hoch wie in den alten. Dies legt den
Schluss nah, dass sich die institutionelle
Definition von Behinderungen nicht
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Abb. 1: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in Berufen für Menschen mit Behinderun gen (nach § 66 BBiG/§ 42m HwO) 1993 bis
2012 nach Ländergruppen
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nur nach individuellen Merkmalen,
sondern nach konjunkturellen und re-
gionalen Bedingungen des Ausbil-
dungsmarktes richtet. 

Herausforderungen für die
Realisierung von Inklusion

Das Erbe einer Jahrhunderte langen
Tradition institutionell separierter Bil-
dung und Ausbildung von Menschen
mit Behinderungen ist nicht von heute
auf morgen zu überwinden, hat es
doch tiefe Spuren in den Akteurskon-
stellationen und den Ausbildungsvor-
stellungen aller Beteiligten hinterlas-
sen. Am stärksten zeigen sich diese
beim für die Inklusion wichtigsten Fak-
tor, dem Lehr- und Ausbildungsperso-
nal und seinen Kompetenzen. Woher
beispielsweise sollen die Ausbilder in
den Betrieben die Fähigkeiten zur Diag-
nose von körperlichen oder psy-
chischen Beeinträchtigungen von Aus-
zubildenden und die Kompetenzen
zum Umgang mit ihnen haben, wenn
bei ihnen schon die pädagogische Aus-
bildung auf die schmale Dosis der Aus-
bildereignungsverordnung einge-
schränkt ist?

Will man den Primat, der sowohl im Be-
rufsbildungsgesetz als auch im SGB III
der Ausbildung in einem anerkannten
Ausbildungsberuf auch für Jugendliche
mit Behinderungen gegeben wird, ein-
lösen, bildet die Ausbildung des Per-
sonals den entscheidenden Hebel. Der
Hauptausschuss des Bundesinstituts
für Berufsbildungsforschung hat auf

die Herausforderung reagiert und 2012
ein „Rahmencurriculum für eine reha-
bilitationsspezifische Zusatzqualifika-
tion für Ausbilderinnen und Ausbilder
(ReZA)“ verabschiedet. Sie soll Ausbil-
derinnen und Ausbilder verpflichtend
Grundkompetenzen in Psychologie, Pä-
dagogik/Didaktik, Rehabilitations-
kunde, Medizin, Recht u. a. vermitteln.
Wieweit sich dieses Rahmencurriculum
durchsetzt und eine verbesserte bzw.
überhaupt eine nennenswerte Ausbil-
dung von Jugendlichen mit Behinde-
rungen in Betrieben – also inkludiert –
in die Wege leitet oder wieweit Be-
triebe sich von diesem verpflichtenden
Aufwand für ihr Ausbildungspersonal
eher von der Aufnahme von Jugendli-
chen mit Behinderung abschrecken las-
sen, wird sich erst in Zukunft zeigen. 

Die Probleme des Personals verweisen
auf den Kern der politischen Herausfor-
derungen für Inklusion in der Berufs-
ausbildung: die institutionelle Umge-
staltung der bisherigen Formen der Be-
hindertenausbildung, die fast aus-
schließlich in Sondereinrichtungen (Be-
rufsbildungswerke, Werkstätten für be-
hinderte Menschen u. a.) stattfand. Die-
se Separierung bedeutet auch, dass der
Großteil der Personalkompetenz und
pädagogischen Infrastruktur für die
Ausbildung von Menschen mit Behin-
derung in diesen Einrichtungen kon-
zentriert ist und in den Betrieben und
Berufsschulen fehlt. Eine Umsteuerung
der Ressourcen bildet den Kern institu-
tioneller Umgestaltung. 

Dass diese institutionelle Herausforde-
rung nicht leicht zu bewältigen ist, liegt
nicht zuletzt darin begründet, dass alle
Institutionen ein starkes Interesse an
sich selbst entwickeln, an der Siche-
rung ihres Bestands, ihrer Aufgaben,
Verfahren, Kompetenzen, insgesamt ih-
rer materiellen Grundlagen. 

Um welche materiellen Größen es da-
bei im konkreten Fall geht, wird annä-
herungsweise sichtbar, wenn man sich
die Verteilung der über 1,5 Milliarden
Euro ansieht, die der BA als Teilnahme-
kosten für die Ausbildung von Men-
schen mit Behinderungen 2012 ent-
standen sind:

Weit mehr als die Hälfte der hierfür auf-
gewendeten Mittel ging an die Berufs-
bildungswerke, Berufsförderwerke und
Werkstätten für behinderte Menschen
(WfbM), also in nicht-inkludierte Ausbil-
dung, was kein Argument gegen die
Qualität dieser Ausbildung bedeutet,
nur dass sie nicht den Anforderungen
der UN-BRK entspricht. An Betriebe als
Träger inkludierter Ausbildung ging
nur 1 % der entsprechenden BA-Ausga-
ben.

Die Aufgabe, die Politik bei institutio-
neller Umgestaltung im Sinne der In-
klusion zu leisten hat, besteht darin,
die Ressourcen so neu zu arrangieren
und die separierten und inkludierten
Ausbildungseinrichtungen so zusam-
menzuführen, dass die beträchtlichen
Kompetenzen in der Ausbildung von
Menschen mit Behinderungen, die in
den Berufsbildungs- und Berufsförde-
rungswerken u. a. aufgebaut worden
sind, nicht verloren gehen, sondern in
betrieblicher und vollzeitschulischer
Ausbildung eine inklusive Ausbildung
unterstützen können. Politik hätte die
bei einem solchen institutionellen
Wandlungsprozess zu erwartenden In-
teressendivergenzen auszubalancie-
ren und müsste helfen, Blockaden auf-
zulösen.

Anmerkungen

Hierzu zählen folgende Berufe: Fach-1

praktiker/in Hauswirtschaft, Küche
(Beikoch/-köchin), im Verkauf, für
Holzbearbeitung, für Metallbau, für
Zerspanungstechnik und für Büro-
kommunikation.
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Perspektiven für ein Forschungsprogramm

Öffentliche Güter als Bausteine einer
lebendigen Demokratie
Berthold Vogel

In der Arbeitssoziologie und in der soziolo-
gischen Dienstleistungsforschung kamen
die öffentlichen Güter bislang kaum vor.
Dabei sind sie ein veritables Arbeitsfeld, ein
Ort relevanter Wertschöpfung und auch
ein normatives Bauprinzip moderner de-
mokratischer Gesellschaften. Der nachfol-
gende Text skizziert Perspektiven für ein
soziologisches Forschungsprogramm.

Öffentliche Güter und Infrastrukturen
sind ein Geschenk der Gesellschaft an
sich selbst – so emphatisch formuliert es
die französische Ökonomin Esther Duflo.
Öffentliche Güter werden weit überwie-
gend von der Allgemeinheit der Steuer-
bürger finanziert, die als gesellschaftli-
che Akteure wiederum durch öffentliche
Güter überhaupt erst handlungs- und
entwicklungsfähig werden. Öffentliche
Güter und Infrastrukturen repräsentie-
ren durch ihre Kollektivität und ihren
Gemeinwohlbezug daher die Grundlage
einer lebendigen und leistungsfähigen
Demokratie. Das gilt mit Blick auf das
Vorhandensein technischer und sozialer
Infrastrukturen, auf Leistungen der kom-
munalen Daseinsvorsorge oder auch auf
den Bestand einer funktionsfähigen öf-
fentlichen Verwaltung bzw. eines trans-
parenten Rechtssystems.

Doch wie steht es hierzulande um die
öffentlichen Güter? Zunächst einmal
waren in unseren politischen Breitengra-
den über viele Jahre die Bestände und
die Funktionsfähigkeit öffentlicher Güter
für die große Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger Hintergrundselbstverständ-
lichkeiten. Öffentliche Güter sind so et-
was wie die „zweite Natur“ moderner, ar-
beitsteiliger und technologisch differen-
zierter Gesellschaften. Gewohnheit
machte das unsichtbar, worauf der Ab-
lauf unseres Alltagslebens beruht: die
Qualität des Trinkwassers, die funktio-
nierende Müllentsorgung, die befahrba-
ren Straßen und ihre nächtliche Be-
leuchtung, die Inanspruchnahme von
Kindergarten, allgemeinbildender Schu-
le und Krankenhaus.

Von der „zweiten Natur“ moderner
Gesellschaften zu einem neuen
Spannungsfeld: das Design
öffentlicher Güter steht zur
Debatte!

In jüngerer Zeit steht allerdings die Her-
stellung dieser öffentlichen Güter und
Dienstleistungen mehr und mehr im
Spannungsfeld wachsender finanzpoli-
tischer Restriktionen und neuer bürger-
schaftlicher Ansprüche an Gesell-
schaftsgestaltung. Die fiskalischen
Handlungsspielräume öffentlicher Ak-

teure werden enger, zugleich steigen
die Bedürfnisse einer aktiven Bürger-
schaft – das gilt für den Bereich der Bil-
dung, der Gesundheitsversorgung,
aber auch der Mobilität und der Ener-
gieerzeugung. Diese Spannungsfelder
finden wir vor allen Dingen auf kom-
munaler und regionaler Ebene. Gerade
in den Kommunen wird über die Fra-
gen entschieden, welche öffentlichen
Güter sich eine Gesellschaft leisten
kann und welchen Preis sie dafür zu
zahlen bereit ist.

Hinzu kommt der demografische Wan-
del, also die Tatsache, dass die Bevölke-
rung immer älter wird und die Kinder
immer weniger. Die demografische
Entwicklung provoziert öffentliche Gü-
ter und Infrastrukturen. In einer altern-
den und in weiten Teilen des Landes
schrumpfenden Gesellschaft stellen
sich an öffentliche Einrichtungen neue
Anforderungen. Fragen nach der Not-
wendigkeit öffentlicher Güter werden
im Zuge dieser Entwicklung themati-
siert.

Vieles spricht daher dafür, dass öffent-
liche Güter und Dienstleistungen aus
dem Schatten der Hintergrundselbst-
verständlichkeit treten und zum Ge-
genstand von neuen Teilhabeforderun-
gen und Verteilungskonflikten werden.
Individual- und Gruppeninteressen ge-
raten in Spannung zum Allgemein-
wohl. Die Verteilung und Zuteilung öf-
fentlicher Güter tritt aufgrund ökono-
mischer, sozialstruktureller und demo-
grafischer Veränderungen aus dem Sta-
tus des unhinterfragt Gegebenen he-
raus und wird neu politisiert. Das poli-
tische Design der öffentlichen Güter
steht zur Debatte. 

Die Sozialwissenschaften nehmen die-
se dynamische Entwicklung der öffent-
lichen Angelegenheiten primär als fis-
kalisches oder verwaltungsrechtliches
Problem wahr. Doch reicht das aus? Be-
darf die Politisierung öffentlicher Güter
nicht stärker der sozialwissenschaftli-
chen Expertise und Stellungnahme?Im Dienste öffentlicher Güter: Straßenreinigung
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Hierbei ist es zunächst notwendig, sich
in systematischer Weise Gedanken über
die Möglichkeiten und Bedingungen der
Herstellung und Rechtfertigung öffentli-
cher Güter zu machen. Es geht in diesem
Fall nicht nur um deren Leistungsfähig-
keit, sondern auch um die Beschäfti-
gungs- und Statusformen, in deren Rah-
men öffentliche Güter hergestellt wer-
den bzw. Gemeinwohl produziert wird.

Lebensqualität – Leistungsqualität
– Arbeitsqualität. Die
gesellschaftliche Wirkung
öffentlicher Güter

Diesem Plädoyer liegt die Überzeugung
zugrunde, dass die Lebensqualität einer
Gesellschaft etwas mit der Leistungs-
qualität ihrer öffentlichen Güter zu tun
hat; und dass diese Leistungsqualität
wiederum mit der Qualität der Arbeits-
bedingungen öffentlicher Dienstleister
verknüpft ist. Nicht nur Güter und Infra-
strukturen zählen, sondern auch dieje-
nigen, die diese durch ihr Professions-
verständnis gestalten: die Lehr- und
Pflegekräfte, die Techniker und Verwal-
ter, die Sicherheits- und Versorgungs-
kräfte; aber auch ehrenamtlich enga-
gierte Bürgerinnen und Bürger in Verei-
nen, Kirchen und Interessenverbänden.
Sie alle verwirklichen durch ihr Engage-
ment und ihr professionelles Handeln
öffentliche Güter als republikanische In-
stitutionen, übernehmen Verantwor-
tung für die Aufgaben der Allgemein-

heit und tragen damit entscheidend zur
Fundierung eines demokratischen Ge-
meinwesens und des gesellschaftlichen
Zusammenhalts bei.

Öffentliche Güter verfügen daher über
eine soziale Trägerschaft. Es ist nicht
nur, aber vor allen Dingen die Mittel-
schicht (siehe auch Beitrag ab Seite
19), die ein Interesse an der Verfügbar-
keit öffentlicher Güter, Institutionen
und Infrastrukturen hat. In doppelter
Hinsicht: Zum einen erweitern öffent-
liche Güter die Ressourcen der Mittel-
schicht und erhöhen deutlich das
Wohlstandsniveau. 

Eine Politik des Ausbaus öffentlicher
Güter vermehrt den Zugang zu kollek-
tiv verfügbarem Wohlstand – vom öf-
fentlichen Schwimmbad über den
Stadtpark bis zur Konzerthalle. Zum an-
deren: Öffentliche Güter bieten berufli-
che Perspektiven und Erwerbschancen.
Vom Ausbau des Bildungswesens, der
Krankenhäuser, der Wohlfahrtspflege,
der Stromnetze, der Verwaltung profi-
tieren die gut Ausgebildeten, die im
kommunalen, staatlichen, aber auch in
dem von öffentlichen Aufträgen ab-
hängigen Privatsektor arbeiten.

Forschungsperspektiven

Die Produktion und die Produzenten,
der Nutzen und die Lasten, die Qualität
und die (selektive) Nutzung öffentlicher

Güter sind gesellschaftliche
Zukunftsfragen, die im
Spannungsfeld kommuna-
ler Bewirtschaftung und
supranationaler Gestaltung
stehen. Diese Zukunftsfra-
gen berühren unterschied-
liche Aspekte der Entwick-
lung moderner sozialer
Rechts- und Wohlfahrts-
staatlichkeit. Folgende For-
schungsperspektiven und -
fragen sind hier erkennbar:

Öffentliche Güter habenn

eine professionelle bzw.
arbeitssoziologische Sei-
te: Wer trägt unter wel-
chen Voraussetzungen
die Verantwortung für
die öffentlichen Güter
von morgen?
In der Gewährleistung,n

Sicherung und Leis-
tungskraft öffentlicher Güter spie-
gelt sich das Verhältnis von Staat,
Markt und Gesellschaft: Wie viel
Staat brauchen öffentliche Güter
und wie viel Markt vertragen sie?
Öffentliche Güter verweisen auf dien

normativen Grundlagen von Ge-
meinwohl und Daseinsvorsorge, von
Sozialordnung und Gesellschaftsge-
staltung, von Fürsorge und Selbst-
verantwortung: Welche öffentlichen
Güter brauchen wir als Bausteine ei-
ner lebendigen und leistungsfähi-
gen Demokratie?
Öffentliche Güter haben sozialstruk-n

turelle Effekte – sie provozieren Ver-
teilungskonflikte, aber sie dämpfen
zugleich auch soziale Ungleichheit.
Wer profitiert von öffentlichen Gü-
tern? Welche sozialen Ungleichhei-
ten finden wir unter den Konsumen-
ten und den Produzenten öffentli-
cher Güter? Wer dominiert
öffentliche Gütermärkte und wer
geht auf diesen Märkten leer aus?

Alle diese Fragen haben eine verwal-
tungsrechtliche und eine betriebswirt-
schaftliche Seite, aber sie erschöpfen
sich nicht darin. Der soziologische Blick
muss sich auf Relationen und Kontexte
richten, auf den Zusammenhang von
öffentlichen Gütern, sozialer Ungleich-
heit und demokratischer Leistungsfä-
higkeit. Hier ist in der soziologischen
Dienstleistungs- und Wohlfahrtsfor-

Im Dienste öffentlicher Güter: Polizei
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schung mit Sicherheit noch jede Men-
ge Pionierarbeit zu leisten.

Zu dieser Pionierarbeit zählt zum einen,
diejenigen, die mit der Herstellung öf-
fentlicher Güter betraut sind, stärker in
den Blick zu nehmen; dazu zählt aber
auch, die Kommunen und ihre Beschäf-
tigten als Träger lokaler Daseinsvorsor-
ge und der technischen wie sozialen In-
frastrukturen systematisch in die For-
schung miteinzubeziehen. Darüber
hinaus sind weitere gesellschaftliche
Akteure für eine soziologische Experti-
se anzusprechen: Genossenschaften,
Stiftungen, Kirchen, Verbände und Ver-
eine. Sie alle sind im angesprochenen
Forschungsfeld präsent und sind so-
wohl für die Herstellung und Gewähr-
leistung öffentlicher Güter und Infra-
strukturen verantwortlich, aber auch
für neue Formen demokratischer Teil-
habe und Initiative.

In einer Gesellschaft wachsender sozia-
ler und räumlicher Disparitäten, ver-
schärften demographischen Wandels
und generationaler Ungleichgewichte
spricht vieles dafür, mit Hilfe sozialwis-
senschaftlicher Expertise die Produkti-
on, Sicherung, Gewährleistung und Be-
reitstellung öffentliche Güter neu zu
justieren. Der Erfolg dieser Neujustie-
rung steht in engem Zusammenhang
mit der demokratischen Qualität und

dienstleistungen durchgeführt. Pro-
jektergebnisse sind dokumentiert in
den beiden Buchpublikationen: „Im
Dienste öffentlicher Güter“, herausge-
geben von Jörg Flecker, Franz Schult-
heis und Berthold Vogel, veröffentlicht
im sigma-Verlag Berlin 2014; und „Im
öffentlichen Dienst. Kontrastive Stim-
men aus einer Arbeitswelt im Wandel“,
herausgegeben von Franz Schultheis,
Berthold Vogel und Kristina Mau,
ebenfalls 2014 im Verlag transcipt Bie-
lefeld erschienen.

der sozialstaatlichen Ordnung moder-
ner europäischer Gesellschaften.

Öffentliche Güter waren auch das The-
ma eines umfangreichen, in Deutsch-
land von der DFG finanzierten For-
schungsvorhabens, das im Rahmen ei-
ner D-A-CH-Kooperation durchgeführt
wurde. Im Rahmen dieses Projekts
wurden 160 qualitative Interviews mit
Beschäftigten in der Kommunalver-
waltung, in Krankenhäusern und Spi-
tälern sowie im Bereich der Post-

Im Dienste öffentlicher Güter: Bahnverkehr

Hartz IV

Grenzen der Aktivierbarkeit

Kai Marquardsen

Der folgende Artikel basiert auf einem
Beitrag zur Ad-hoc-Gruppe „Krisenerfah-
rung Grundsicherung? Individuelle Fol-
gen von Langzeitarbeitslosigkeit und
Grundsicherungsbezug“ auf dem 37.
Kongress der Deutschen Gesellschaft für
Soziologie in Trier am 09.10.2014, den der
Autor gemeinsam mit Tine Haubner und
Karin Scherschel (beide Universität Jena)
gehalten hat.

Mit dem Leitbild der „Aktivierung“ rich-
tet die Arbeitsmarktpolitik seit einigen

Jahren ihren Fokus auf das individuelle
Verhalten von Leistungsbezieher/innen
im SGB II. So wird Arbeitslosigkeit pri-
mär als Ausdruck von Defiziten in der
individuellen Motivation und Verfüg-
barkeit interpretiert. Entsprechend zielt
die aktivierende Arbeitsmarktpolitik
auf die institutionelle Kontrolle und
Steuerung individuellen Verhaltens
(vgl. Marquardsen 2012). Doch geht die
Rechnung wirklich auf? Der Beitrag
zeigt, dass die individualisierende Logik
der Aktivierung von den Leistungsbe-
zieher/innen überwiegend als Krisener-
fahrung wahrgenommen wird, die zu-

gleich die Grenzen der Aktivierbarkeit
markiert: Der Druck verschärfter Zu-
mutbarkeitsregeln und Erfahrungen
der Stigmatisierung eröffnen für sie in
der Regel keine neue Chancen der Er-
werbsteilhabe. Stattdessen investieren
die Leistungsbezieher/innen ihre ge-
samte Energie vor allem in die Organi-
sation eines prekären Alltags.

Hartz IV als Druckmittel

Leistungsbezieher/innen im SGB II se-
hen sich einem hohen Druck ausge-
setzt. Dieser Druck besteht unter ande-
rem in Gestalt der Zumutbarkeitsre-
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Druck auf Leistungsbeziehende im SGB
II. Der Hartz IV-Bezug wird von den Be-
fragten als Stigma erlebt, das mit Erfah-
rungen der Diskriminierung und Ent-
wertung einhergeht. Vielfach findet
sich vor diesem Hintergrund das Be-
streben, sich gegenüber den vermeint-
lich typischen Hartz IV-Bezieher/innen
abzugrenzen. Zugleich greifen die Be-
fragten auf verschiedene Normalisie-
rungstechniken und Bewältigungsstra-
tegien zurück, um dem Druck
der Stigmatisierung zu ent-
kommen. So wird etwa der Au-
ßenwelt die tatsächliche Le-
benssituation verschwiegen
oder es werden die ehrenamt-
liche Tätigkeit oder der Ein-
Euro-Job nach außen hin als
reguläre Erwerbsarbeit prä-
sentiert.

Sowohl die strengen Zumut-
barkeitsregeln als auch die
materielle Knappheit und der
Druck der Stigmatisierung un-
ter den Bedingungen von
Hartz IV tragen schließlich zu
einem Wandel sozialer Bezie-
hungen bei. Dabei kommt es
allerdings nicht – wie in frühe-
ren Studien der Arbeitslosen-
forschung vielfach behauptet
– zu einer pauschalen Erosion
sozialer Kontakte. Vielmehr ist
von einem Gestalt- und Funk-
tionswandel sozialer Netzwerke in der
Erwerbslosigkeit auszugehen. Das
heißt, das soziale Umfeld einer Person
verändert sich zum einen hinsichtlich
seiner inneren und äußeren Struktur 
(z. B. Anzahl und Art der Verbindungen,
Dichte und Grenzen des Netzwerks).
Damit ist zum anderen ein Funktions-
wandel verbunden, der die Frage be-
trifft, was die sozialen Beziehungen
leisten können und sollen. Die beiden
Prozesse bedingen sich wechselseitig
(vgl. Marquardsen/Röbenack 2010). 

Die Befunde zeigen zwar, dass die Be-
fragten auf eine Vielfalt an Ressourcen
sozialer Unterstützung in ihrem sozia-
len Umfeld zurückgreifen konnten. Zu-
gleich wird jedoch deutlich, dass der
anhaltende Leistungsbezug mit dem
Risiko einer Homogenisierung sozialer
Beziehungen verbunden ist. Das heißt,
es werden Beziehungen vor allem zu
Personen eingegangen, mit denen die

Befragten im gegenseitigen „Geben
und Nehmen“ mithalten können. Eine
solche Homogenisierung sozialer Ver-
kehrskreise beinhaltet die Gefahr, dass
Menschen im anhaltenden Leistungs-
bezug von bestimmten Ressourcen so-
zialer Unterstützung dauerhaft abge-
schnitten sind, da sich ihre Kontakte vor
allem auf Personen mit einer ähnlichen
begrenzten Ressourcenausstattung be-
schränken (Marquardsen 2012).

Eine Typologie subjektiver
Erwerbsorientierungen

Hartz IV setzt bei – unterstellten – Defi-
ziten im individuellen Verhalten und in
den subjektiven Orientierungen der
Einzelnen, in ihren Ansprüchen an Ar-
beit und ihrer Eigeninitiative an. Doch
welche Erwerbsorientierungen haben
die Leistungsbezieher/innen? Welche
Bedeutung hat reguläre Erwerbsarbeit
für sie? Was tun sie, um in Arbeit zu
kommen, und welche anderen Tätigkei-
ten spielen in ihrem Leben eine Rolle?
Auch hier sind einige Ergebnisse unse-
rer Befragungen instruktiv. So lassen
sich unter den Bedingungen einer pre-
kären Arbeitsmarktlage mit vollem
oder zumindest ergänzendem SGB II-
Bezug drei Grundtypen von Erwerbs-
orientierungen unterscheiden:

Beim ersten Typ handelt es sich um die
Um-Jeden-Preis Arbeiter/innen, der et-
wa ein Drittel der Befragten ausmacht.

Jobcenter Region Hannover – die Einrichtung ist
mittwochs geschlossen …

geln, die im Zuge der Hartz-Reformen
verschärft wurden. So besteht etwa be-
zogen auf den erlernten Beruf oder der
früheren Tätigkeit kein Berufs- und
Qualifikationsschutz mehr. Auch müs-
sen die Leistungsbezieher/innen eine
höhere Entfernung der Arbeitsstelle
vom Wohnort und ungünstigere Ar-
beitsbedingungen akzeptieren. Im wei-
teren Sinne zeigt sich die verschärfte
Zumutbarkeit aber auch in anderen
Veränderungen, die mit den Hartz-Re-
formen verbunden waren. So haben
sich etwa die Befugnisse der Arbeits-
verwaltung erweitert, das Privatleben
der Leistungsbezieherinnen zu kontrol-
lieren und in deren Wohn- und Vermö-
gensverhältnisse einzugreifen. Nicht
zuletzt erhöht die Angleichung der
staatlichen Transferleistungen auf das
ehemalige Sozialhilfeniveau den Druck,
die Eigenbemühungen auszuweiten
und jedwede Arbeit anzunehmen.

Ergebnisse eines Forschungsprojektes
im SFB 580 an der Uni Jena1, an dem
der Autor mitgewirkt hat, verdeutli-
chen die „Nebenwirkungen“, die für die
Leistungsbezieher/innen mit der ver-
schärften Zumutbarkeit verbunden
sein kann (Dörre et al. 2013). So kann
etwa die Berücksichtigung der Einkom-
mens- und Vermögenssituation der ge-
samten Bedarfsgemeinschaft zu einer
verstärkten Abhängigkeit vom Lebens-
partner führen. Zudem sahen sich eini-
ge Befragte aufgrund der Aufwen-
dungsgrenzen für Wohnraum dazu ge-
zwungen, ihr gewohntes Lebens -
umfeld aufzugeben. Schließlich zeigen
die Befunde, dass die materielle Knapp-
heit den Befragten ein ständiges Not-
wendigkeitsmanagement abverlangt.
Die Einschränkungen durch Hartz IV
betreffen etwa die soziale und kulturel-
le Teilhabe (z. B. Schwimmbad-, Thea-
ter- und Kinobesuche), aber auch ganz
basale Bereiche, wie die gesundheitli-
che Versorgung (Bezahlung von Medi-
kamenten und Praxisgebühr) oder den
Verzicht auf hochwertige, gesunde Le-
bensmittel. Mit diesem Notwendig-
keitsmanagement ist für die Befragten
insgesamt ein enormer Zeit- und Ener-
gieaufwand verbunden.

Darüber hinaus besteht vor dem Hin-
tergrund des anhaltenden Diskurses
um Leistungsunwilligkeit und Leis-
tungsmissbrauch ein hoher normativer
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Der Verarbeitungsmodus, mit dem die
betreffenden Befragten den Erfahrun-
gen der Prekarität begegnen, ist ein
„unermüdliches Streben nach Erwerbs-
arbeit“. Das bedeutet nicht, dass diese
Befragten eine Beschäftigung zu jedem
Preis annehmen würden. Vielmehr ha-
ben die Befragten ausdrückliche An-
sprüche an Erwerbsarbeit, die sie auch
gegen anderweitige Forderungen des
Jobcenters verteidigen. Entscheidend
ist jedoch, dass eine reguläre Erwerbs-
arbeit eine unhinterfragte Selbstver-
ständlichkeit ist, auf die sich alle Aktivi-
täten ausrichten. Die Befragten inves-
tieren dabei enorm viel Energie und
Zeit, um in eine solche Arbeit zu gelan-
gen oder ihre derzeitige (zumeist
selbstständige) Tätigkeit auf sichere
Beine zu stellen.

Beim zweiten Typ, der größten Gruppe
(40 %), handelt es sich um die Als-Ob
Arbeiter/innen. Ihre Prekaritätserfah-
rungen verarbeiten sie durch „Umdeu-
tung“. Ihre Definition von Arbeit und
die Erwartungen an ihre eigene gesell-
schaftliche Position sind immer noch
an ein reguläres Beschäftigungsver-
hältnis geknüpft. Gleichwohl werden
hier Motivationsverluste und Frustra-
tionen sichtbar, die Ausdruck der an-
dauernden prekären Lage sind. Er-
werbsarbeit nimmt in der Wahrneh-
mung der Befragten eine ambivalente
Stellung ein: Sie steht in ihrer Erfahrung
nicht nur für Integration und gesell-
schaftliche Anerkennung, sondern
auch für Unsicherheit und enttäuschte
Erwartungen. Typisch für die Als-ob-Ar-
beiter/innen ist eine wiederholte kurz-
zeitige Beschäftigung über Maßnah-
men am zweiten Arbeitsmarkt und/
oder ein bürgerschaftliches Engage-
ment, das sie ähnlich einer regulären
Beschäftigung ausüben. Sie sehen eine
reguläre Beschäftigung zwar immer
noch als erstrebenswert an, richten ihre
Aktivitäten aber auf den dauerhaften
Verbleib in dieser Alternativtätigkeit
aus.

Beim dritten (und kleinsten) Typ han-
delt es sich um die Nichtarbeiter/innen.
Während die beiden erstgenannten Ty-
pen aufgrund eigener Orientierungen
an der Bedeutung von Erwerbsarbeit
festhalten, spielt diese im Leben der
Nicht-Arbeiter/innen kaum eine Rolle.
Fast alle Befragten sind länger als fünf

Jahre ohne reguläre Beschäftigung
oder haben noch nie gearbeitet. Cha-
rakteristisch für die Nicht-Arbeiter/in-
nen ist, dass sie sich nicht (mehr) an re-
gulärer Erwerbsarbeit orientieren. Die-
se existiert vielmehr nur als vage
Vorstellung. Reguläre Erwerbsarbeit gilt
nicht als erstrebenswert. Dennoch ge-
hen die Befragten dieses Typs ganz ver-
schiedenen Aktivitäten nach. Statt der
Erwerbsarbeit kann es etwa die Sorge
um die Kinder, das Leben mit der Cli-
que, das politische Engagement oder
ein Hobby sein, die das tägliche Leben
strukturieren.

Fazit: Grenzen der Aktivierbarkeit

Die Befunde unterstreichen damit die
Fragwürdigkeit der aktivierungspoliti-
schen Grundprämisse, die das Problem
der Arbeitslosigkeit vor allem als ein
Problem von Verhaltens- und Motivati-
onsdefiziten auf Seiten der Leistungs-
bezieher/innen sieht. So hält ein Groß-
teil der Leistungsbezieher/innen trotz
zum Teil jahrelanger Erwerbslosigkeit
und großer persönlicher Frustrationen
an der Bedeutung von regulärer Er-
werbsarbeit fest. Andere sehen sich im
anhaltenden Leistungsbezug trotz sta-
biler Erwerbsorientierungen soweit un-
ter Druck gesetzt, dass sie entweder Al-
ternativen zu einer regulären Erwerbs-
arbeit in Kauf nehmen, um den
Anschluss an das Erwerbsystem nicht
vollends zu verlieren, oder sie ihre Zeit
und Energie dauerhaft auf eine Tätig-
keit jenseits des Arbeitsmarktes aus-
richten. 

Ein kleiner Teil der Befragten hat
schließlich nie einen ausgeprägten Be-
zug zur Erwerbsarbeit entwickelt. Bei
ihnen bleibt der normative Druck der
Aktivierungspolitik weitgehend wir-
kungslos. Zudem haben auch sie Stra-
tegien einer Lebensführung jenseits
der Erwerbsarbeit entwickelt, die sie ak-
tiv und mit Unterstützung ihres sozia-
len Umfelds verfolgen.

Das „Problem“ der Leistungsbezieher/
innen ist also nicht eine mangelnde
Motivation oder Aktivität, wie der akti-
vierungspolitische Ansatz unterstellt.
Mit Blick auf die drei oben genannten
Typen zeigt sich, dass die Um-jeden-
Preis Arbeiter/innen in hohem Maße
selbst aktiv sind und keiner Aktivierung
bedürfen. Die Als-Ob-Arbeiter/innen
kämpfen um einen Platz auf dem zwei-
ten Arbeitsmarkt oder die Anerken-
nung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit.
Hier ist es vielfach die Arbeitsverwal-
tung, die ihnen „Steine in den Weg“
legt, indem sie keine Maßnahmen zur
Verfügung stellt oder ihre Forderungen
die Ausübung des Ehrenamtes behin-
dern. 

Die Nicht-Arbeiter/innen sind dage-
gen über die Instrumente der Arbeits-
verwaltung ohnehin kaum erreichbar,
weil bei ihnen andere „Problemlagen“
(etwa Krankheit oder frühe Mutter-
schaft) im Vordergrund stehen oder
sie grundsätzlich auf eine Lebensfüh-
rung jenseits der Erwerbsarbeit orien-
tiert sind.

Zwickau – Standort für Arbeit
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Der Bezug von Leistungen nach dem
SGB II wird von den Befragten überwie-
gend als individuelle Krisenerfahrung
wahrgenommen. Krisenerfahrungen
bestehen in Erfahrungen der Fremdbe-
stimmung und der Stigmatisierung,
nicht zuletzt aber auch in und vermit-
telt über Erfahrungen des Bruchs mit
sozialen Beziehungen und dem man-
gelnden Zugriff auf Ressourcen infor-
meller sozialer Unterstützung. Solche
Krisenerfahrungen markieren eine
Grenze der Aktivierbarkeit, denn sie
stärken nicht die individuellen Kapazi-
täten zur Bewältigung der prekären Le-

benslage, sondern schränken diese zu-
sätzlich ein: Durch den erhöhten Druck
entzieht die aktivierende Arbeitsmarkt-
politik den Leistungsbezieher/innen
Ressourcen zur Bewältigung der beste-
henden prekären Lebenslage. Diese in-
vestieren stattdessen ihre gesamte
Energie in die Organisation eines pre-
kären Alltags.

Anmerkungen

In dem Projekt wurden im Rahmen ei-1

ner qualitativen Panel-Befragung über
drei Erhebungswellen (2006, 2009,
2011) insgesamt 188 problemzentrier-

te Interviews mit Leistungsbezieher/in-
nen im SGB II geführt. Befragt wurden
dabei neben erwerbslosen Leistungs-
bezieher/inne/n auch ABM-Teilneh-
mer/inne/n, Ein-Euro-Jobber/inne/n
sowie geförderte Selbstständige und
Minijobber/inne/n mit aufstockendem
Leistungsbezug. Durchgeführt wurden
die Befragungen in je zwei Regionen in
Ost- und Westdeutschland (vgl. Dörre
et al. 2013).
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Zukunft der Arbeitsteilung und moralische Ökonomie

„Es ist schon irgendwo relativ ungerecht …“
Harald Wolf

Der Wandel der Arbeit befördert Un-
gleichheit und Unsicherheit. Vor allem die
wachsende Unsicherheit der Beschäfti-
gungsverhältnisse ist unter dem Stich-
wort Prekarisierung prominentes Debat-
tenthema: die Ausdifferenzierung von Be-
schäftigungsformen und die Ausbreitung
„flexiblerer“ Beschäftigungsverhältnisse.
Weniger Beachtung findet, dass gleich-
zeitig eine starke Ausdifferenzierung, ja
Fragmentierung von Arbeitsprozessen
selbst stattfindet, die zu komplementären
prekären Formen asymmetrischer Koope-
ration führt. Wichtig wäre es, genauer auf
die Verschränkung von Prekarisierung
und forcierter Arbeitsteilung zu achten,
um den Folgen für die normativen An-
spruchshaltungen der Beschäftigten und
den sozialen Zusammenhalt in der Er-
werbssphäre auf die Spur zu kommen. 

Arbeitsteilung und
Sozialintegration

Beim Begriff Arbeitsteilung denkt man
in der Arbeits- und Industriesoziologie
wohl immer noch vorrangig an die un-
mittelbare Arbeit und ihre Zerlegung
(durch Taylorismus) bzw. das „Ende der
Arbeitsteilung“ (Kern/Schumann 1984)
im Posttaylorismus. Das ist ein Erbe
Georges Friedmanns, der der Disziplin
ihren Fokus auf die Arbeitsteilung „im
Kleinen“ vorgegeben hat. Durkheims
Arbeitsteilungs-Konzept warf er vor, die
Arbeitszerlegung in der unmittelbaren
Produktion – für Friedmann das zentra-
le Phänomen der modernen Industrie
– auszublenden; auf die „travail en
miettes“, die Arbeit in Scherben, sei
aber das Augenmerk von Arbeitsanaly-
se und -kritik zu richten (Friedmann
1959). Die Arbeitsteilung „im Großen“
geriet eher aus dem Blick: namentlich
die um sich greifenden Rationalisie-
rungsstrategien der Auslagerung und
Neukombination von Arbeit, die auf
wachsende zwischenbetriebliche Ar-
beitsteilung setzen und zur Unsicher-
heit und Ungleichheit von Arbeit ent-
scheidend beitragen.

Was aber heißt wachsende Arbeitstei-
lung für die Sozialintegration und für

die „moralische Ökonomie“, d. h. die
normativen Ansprüche, Gerechtigkeits-
und Legitimitätsvorstellungen, die öko-
nomisches Handeln, über die bloßen Ei-
geninteressen hinaus, motivieren (kön-
nen) – auch Kritik und Protest, wenn die
Legitimität der ökonomischen Ordnung
durch Entwicklungen, die diese Ansprü-
che verletzen, in Frage gestellt wird
(Thompson 1971)? Wenn man diese
moralische Motivationsquelle ernst
nimmt und die Frage nach der Sozialin-
tegration bei fragmentierter Arbeit stel-
len will, muss man die Gerechtigkeits-
vorstellungen und möglichen Legitima-
tionsprobleme in Arbeit und Betrieb aus
der Beschäftigtenperspektive untersu-
chen. Das haben wir in einem breiter
angelegten Forschungsprojekt getan,
aus dessen Zusammenhang das hier
Präsentierte stammt (siehe Kasten). 

Fragmentierung als
Entwicklungstrend

Der starke Trend zur Fragmentierung
von Arbeit erhält seit längerem wichti-
ge Impulse von verschiedenen Formen
und Prozessen der Unternehmensreor-
ganisation, die eine Dynamik sich
wechselseitig ermöglichender und stei-
gernder Entwicklungen auslösen:

Outsourcing von nicht mehr demn

Kerngeschäft zugerechneten Pro-
zessen,
Einsatz von I+K-Technologien zurn

Steigerung der Koordinations- und
Kontrollpotenziale ,
Zunahme von Unternehmensko-n

operationen,
Flexibilisierung des Arbeitskräfteein-n

satzes durch Leiharbeit,
Flexibilisierung zwischenbetriebli-n

cher Kooperation durch Werkverträ-
ge,
Abbau von Hierarchiestufen in dern

Einzelorganisation,
Ausbau von Formen der Projektor-n

ganisation.

All diese Prozesse können durch das
Anstoßen einer weiteren Auslage-
rungsrunde erweitert und vertieft wer-
den. Je nach Reichweite der Fragmen-
tierung und Art der nun überbetrieb-
lich zu gewährleistenden Koordination
und Integration kommt es zu einer
mehr oder weniger gravierenden Kom-
plexitätssteigerung inner- und zwi-
schenbetrieblicher Beziehungen. Es
geht nicht mehr nur um Beziehungen
und Konflikte zwischen Management,
Beschäftigten und deren Interessenver-

Angestellt beim Endhersteller oder in Zeitarbeit?
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tretern in einer überschaubaren Ar-
beitsorganisation – sondern viele Orga-
nisationen und damit vielfältige Ab-
hängigkeits- und Konfliktbeziehungen
zwischen unterschiedlichsten Akteuren
überlagern sich (Marchington et al.
2005).

Im Zuge der Fragmentierung bilden
sich Parallelwelten der Arbeit und Be-
schäftigung heraus (Helfen/Nicklich
2013; Holst/Singe 2013). Wie solche
Parallelwelten aussehen können, sei
anhand einer Konstellation in der ost-
deutschen Automobilindustrie illus-
triert. Die fragmentierten Arrange-
ments, die nicht zuletzt auf das Umge-
hen von Tarifbindungen und das
Ausnutzen von Lohndifferenzen ab-
zielen (Buss 2014, 266ff.), gewinnen in
diesem Beispielfall besonders scharfe
Konturen, weil sogenannte Onsite-
Werkvertragsunternehmen mittler-
weile eine bedeutende Rolle spielen.
Entstanden ist ein organisatorisch ver-

schachteltes Systems von zwischenbe-
trieblichen Vertrags- und Austausch-
beziehungen und von Beschäfti-
gungs- und Arbeitsverhältnissen – mit
den Endmontagewerken zweier Auto-
mobilunternehmen und ihrer Stamm-
belegschaft an der Spitze, die – als ers-
te Stufe darunter – mit einem hohem
Leiharbeiteranteil operieren. 

Es folgen die Zulieferer bzw. soge-
nannte Industriedienstleister (ID) als
Werkvertragsunternehmen, in denen
die Beschäftigten zu Konditionen ar-
beiten, die unterhalb denen der Leih-
arbeiter beim Endhersteller liegen.
Diese ID haben wiederum selbst einen
hohen Leiharbeiteranteil – diese Leih-
arbeiter bevölkern die unterste Etage
dieses Arrangements. Die formale In-
tegration der fragmentierten Prozesse
erfolgt über spezifische Vertragsbezie-
hungen zwischen Endherstellern und
Zulieferern bzw. ID, insbesondere über
Werkverträge. Die räumliche Integrati-

on findet auf bzw. um das Werksgelän-
de des Endherstellers statt: Faktisch
sind die Arbeitsprozesse in die vom
Endhersteller bestimmten Kooperati-
onsbeziehungen unmittelbar vor Ort
in vielfältiger Weise eingebunden bzw.
von diesen abhängig – die ID produ-
zieren direkt auf dem Werksgelände
oder direkt vor den Werkstoren. Zu-
gleich bleibt die Einbindung immer
prekär: Werkaufträge werden peri-
odisch neu ausgeschrieben, Leihar-
beitsverhältnisse sind kurzfristig be-
endbar.  

Die Beschäftigten arbeiten im Rahmen
einer aufgespaltenen Wertschöpfungs-
kette mit rechtlich wie organisatorisch
entkoppelten Gliedern (zum Teil am
gleichen Standort), die gleichwohl im
Hinblick auf Arbeit und Kooperation so-
wie Kontrolle eng gekoppelt und fürei-
nander buchstäblich sichtbar sind. Ent-
scheidend ist, dass diese Parallelwelten
tagtäglich in jedem einzelnen Arbeits-

Angestellt beim Endhersteller oder beim Zulieferer?
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vollzug direkt aufeinander bezogen
bleiben und wechselseitig unmittelbar
„Einblicke“ ermöglichen. 

Gerechtigkeitsansprüche und
arbeitspolitische Dynamik

Wir haben im Rahmen unseres Projek-
tes 9 Beschäftigte (Festangestellte und
Leiharbeiter) in zwei Zuliefer- bzw. ID-
Betrieben in der skizzierten Konstellati-
on nach ihren Erfahrungen mit und in
der Arbeit und im Betrieb und nach ih-
rer Beurteilung und Bewertung dieser
Erfahrungen gefragt.  Die Befragten
sind als Montage- und Transportarbei-
ter tätig und verrichten repetitive Teil-
arbeiten, die eingebunden sind in den
Bandrhythmus der Endmontage des
Endherstellers. Bei unseren Befragun-
gen interessierten uns vor allem ihre
Ansprüche an Arbeit und die Gerech-
tigkeitsvorstellungen, die darin zum
Ausdruck kommen. 

Die Ansprüche an Arbeit in unserem
Gesamtsample kreisen um fünf Gerech-
tigkeitsprinzipien: Leistung, Selbstver-
wirklichung, Beteiligung, Würde und
Fürsorge. Für die Befragten in der Bei-
spielkonstellation stehen Leistungs-
und Beteiligungsgerechtigkeit im Mit-
telpunkt. Bei der Leistungsgerechtig-
keit geht es um die normativen Erwar-
tungen im Hinblick auf das Austausch-
verhältnis zwischen der eigenen –
quantitativen wie qualitativen – Leis-
tung und der Gegenleistung der Orga-
nisation (bezogen auf Entlohnung, Be-
lastung, Arbeitszeitgestaltung etc.),
und  Fluchtpunkt der Beteiligungsan-
sprüche ist gleichsam der „Bürgersta-
tus“ in der Organisation, die gleichbe-
rechtigte Mitwirkung an Entschei-
dungsprozessen.

Die Frage der Leistungsgerechtigkeit
wird im Beispielfall am drängendsten
und offensten thematisiert. Neben dem
als ungerecht empfundenen hohen
Maß an Unsicherheit der Beschäfti-
gungsverhältnisse in den Zuliefer- und
Dienstleistungsbetrieben stehen die
niedrige Entlohnung und die Ein-
schränkungen und die Beanspruchung
durch hohe Arbeitsintensität und kör-
perliche Belastungen (sowie die Ar-
beitszeitregelung: gearbeitet wird in
Schichtarbeit) im Zentrum des Erzäh-
lens und Urteilens über Arbeit und Be-
trieb. Gemessen an Formeln wie  „Glei-

che Arbeit – gleicher Lohn“ oder „Glei-
che Arbeit – gleiche Wert-Schätzung“
beurteilen die Befragten die gegebe-
nen Arbeitsverhältnisse als überaus un-
gerecht und kritisieren sie. Das ge-
schieht vor allem unter Verweis auf real
existierende positiv besetzte Ver-
gleichsordnungen, die man als Kritik-
bzw. Begründungsfolie heranzieht (sie-
he unten). 

Erfahrungen von Verletzungen ihrer
Ansprüche auf Einflussnahme, auf In-
put in und Beteiligung an Entscheidun-
gen werden von den Befragten eben-
falls breit thematisiert. Daneben ste-
hen aber (stolze) Schilderungen über
das Erkämpfen und Durchsetzen von
Beteiligungsmöglichkeiten. Als Aus-
gangspunkte bzw. Auslöser dafür wer-
den interessanter Weise nicht direkt
die "depressiven" Entlohnungs- oder
Belastungsbedingungen genannt,
sondern "Strafmaßnahmen", Maßrege-
lungen, die als unangemessen und un-
würdig empfundene Behandlung
durch Vorgesetzte. 

Inzwischen sind bei einer involvierten
Leiharbeitsfirma bzw. bei einem der ID
Betriebsräte etabliert, die – mit Unter-
stützung der örtlichen Gewerkschafts-
organisation – durch Abschluss mehre-
rer Betriebsvereinbarungen bzw. Haus-
tarifverträge eine deutliche Verbesse-
rung der Leistungsbedingungen er-
reicht haben. Um die Kluft zwischen
den Ansprüchen in puncto „Leistung“
und der betrieblichen Wirklichkeit ein
Stück weit zu schließen, mussten Betei-
ligungsansprüche „von unten“ aktuali-
siert und mobilisiert werden. Ohne di-
rekte, selbsttätige Beteiligung keine
besseren Leistungsbedingungen, heißt
in diesem Beispielfall die Formel der ar-
beitspolitischen Dynamik.

Vergleichsordnungen und
Gerechtigkeitspositivismus

„Also es ist schon irgendwo relativ un-
gerecht“, resümiert ein Befragter die
Ausführungen über seine Arbeit. Rela-
tiv zu was? Gerechtigkeitsurteile sind
immer auch Ergebnis von Vergleichen
– mit Prinzipien oder/und (anderen)
Realitäten, an denen die eigene Situa-
tion gemessen und als gerecht bzw.
ungerecht eingestuft wird. Welche Ver-
gleichsfolien (als Beurteilungs- und Kri-
tikfolien) werden von den hier Befrag-

ten herangezogen? Hier erweist sich
als zentral, dass das beschriebene frag-
mentierte Arbeitsgefüge allen tagtäg-
lich vor Augen steht und sie im Kontext
einer „Ungleichheit zum Anfassen“ ar-
beiten. Das fordert Vergleiche gerade-
zu heraus. Ständig ist man zu Beurtei-
lungen offensichtlich unterschiedli-
cher Verfahrensweisen für gleiche oder
ähnliche Problemlagen herausgefor-
dert. 

Die (Un-)Gerechtigkeitsurteile bezie-
hen sich vor allem auf Primärerfahrun-
gen „vor Ort“: Vergleichsfolie sind die
Arbeits-, Leistungs- und Entlohnungs-
bedingungen beim Endhersteller als ei-
nem „Weltunternehmen“, das für
"Hochqualitätsprodukte" usw. steht, zu
denen man selbst einen erheblichen
Beitrag leistet, der aber nicht angemes-
sen anerkannt und honoriert wird. Eine
zweite Vergleichsfolie für die hier be-
schäftigten ostdeutschen Arbeitneh-
merInnen ist „der Westen“: Auch beru-
hend auf eigenen, früheren Erfahrun-
gen, wird ein sozial eingehegter
Kapitalismus in Westdeutschland zum
positiven normativen Referenzpunkt
gegenwärtiger Ungerechtigkeitserfah-
rungen in einem „frühkapitalistischen“
Osten (so ein Befragter).  Schließlich
wird auf eine anderenorts als verwirk-
licht angesehene normative Ordnung
von Betrieb rekurriert, die den von den
Beschäftigten (und Betriebsräten) hier
erlebten Ausschluss nicht kennt  –
gleichsam der homogene, inkludieren-
de Betrieb mit einer entsprechend
übersichtlichen, einheitlichen Betriebs-
verfassung.

Die Bezugsrahmen der Gerechtigkeits-
urteile, für Rechtfertigung und Kritik,
sind mithin mehr oder weniger „diessei-
tig“. Man kann gleichsam von „Gerech-
tigkeitspositivismus“ sprechen: Bezüge
werden durchweg zu real existierenden
Ordnungen, verwirklichten, faktisch
geltenden Normen hergestellt, denen
man Beurteilungs- und Bewertungskri-
terien entnimmt bzw. auf die man sich
stützt. Es wird kein abstraktes Sollen
beschworen, das man der schlechten
Realität entgegenhält, sondern konkret
vorhandene – bzw. als solche wahrge-
nommene und interpretierte – positive
Verkörperungen dessen, was man für
recht und billig hält, dienen als Refe-
renz und Kritikfolie. 
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Anomie, Exklusion oder Solidarität?

Kommen wir zurück zur Ausgangsfrage
nach der Sozialintegration bei wach-
sender Arbeitsteilung. Ein denkbares
Anomieszenario in Folge von Prekari-
sierung und Fragmentierung hieße: es
kommt zu sozialer Desintegration, die
Bindekraft gemeinsamer sozial-morali-
scher Leitideen nimmt ab, die Realitä-
ten nähern sich dem neoliberalen Bild
vom ausschließlich durch Eigeninteres-
se motivierten und nur noch via Kon-
kurrenz und Markt integrierten ökono-
mischen Handeln an. 

Davon ist das Gezeigte weit entfernt. Ei-
ne Pointe war ja: sozialmoralische Ver-
gleiche werden endemisch. Doch wo-
hin führt das? Plausibler erschiene
schon eine Art Exklusionsszenario mit
einer Zunahme „gewollter Ungleich-
heit“ (Dubet 2014): Die Beschäftigten
unterschiedlicher Betriebe oder Berufs-
gruppen schotten sich gegeneinander
ab, verteidigen ihre Partialinteressen
und tragen so zum Erhalt oder gar zur
Vertiefung der Fragmentierungsgräben
in der Arbeitswelt bei – das wäre das
Muster einer „exkludierenden Solidari-
tät“ (Dörre et al. 2013).

Was man aber in unserem Beispielfall
sah, war eine vorherrschende Orientie-
rung der Beschäftigten an gemeinsa-
men – als allgemein geltend unterstell-
ten – sozial-moralischen Leitideen und
Gerechtigkeitsnormen. Die Parallelwel-
ten der Arbeitsteilung in solchen frag-
mentierten Arbeitskonstellationen stel-

len zugleich Parallelordnungen der Le-
gitimation betrieblicher Herrschaft dar,
die arbeitspolitische Vergleiche und
massive sozialmoralische Kritik heraus-
fordern. Die Beschäftigten artikulieren
mit Bezug auf jeweilige Parallel- und
Vergleichsordnungen dezidierte An-
sprüche auf Gleichbehandlung und Ge-
rechtigkeit und stellen die Legitimität
betrieblicher Herrschaft mit Verweis auf
solche Vergleichsordnungen in Frage. 

Wachsende Ungleichheit und Unsi-
cherheit in der Erwerbsarbeit müssen
nicht zwangsläufig zu Anomie oder Ab-
und Ausgrenzung führen, sondern kön-
nen auch mit sozialmoralischer und ar-
beitspolitischer Aktivierung und Solida-
risierung einhergehen. Inwiefern frei-
lich diese Befunde allgemeine
Entwicklungstendenzen repräsentie-
ren, muss offen bleiben. Unstrittig dürf-
te sein, dass wir es inzwischen vieler-
orts mit fragmentierten Arbeitswelten
zu tun haben. Zu fragen bleibt, inwie-
weit das Solidaritätsszenario verallge-
meinerbar ist bzw. worin die Bedingun-
gen seiner Verallgemeinerung beste-
hen.
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Krisen der Routine – Routine der Krisen

Die Mittelschicht – ein Krisenroutinier?
Berthold Vogel

Der folgende Beitrag eröffnete die Ad-
hoc-Gruppe „Mobile Mittelschichten?
Strategien und Muster sozialer Mobilität
in Zeiten der Krise“ auf dem Soziologie-
kongress in Trier im Oktober 2014. Im Vor-
trag wird das Motto des Soziologiekon-
gresses „Krisen der Routine – Routine der
Krisen“ auf Soziallage und Habitus der
Mittelschichten bezogen. Die Mittel-
schicht – wo, wenn nicht hier finden wir
Krisenroutiniers?! 

Die Mittelschicht ist ein Krisenroutinier.
Das ist der Ausgangspunkt der nach-
folgenden Überlegungen. Doch wel-
che institutionellen Voraussetzungen
benötigt die Krisenroutine? Die Ant-
wort lautet: Die zentrale Vorausset-
zung für Krisenroutine ist zweifelsohne
der Wohlfahrtsstaat; der Wohlfahrts-
staat verstanden als eine spezifische
Zeit- und Mentalitätsordnung ermög-
licht Krisenroutine, ja als veritables
Konfliktfeld erfordert er sogar Krisen-
routine! Abschließend steht die Frage:
Wie viel Krise verträgt die Mitte und
wie viel Krise braucht die Mitte? Die
Antwort erfolgt als Plädoyer mit unter-
schiedlicher, aber sich gleichwohl er-
gänzender Blickrichtung: Zum einen
sollten wir nicht alleine auf Zerfallspro-
zesse der Mittelschicht fixiert sein, son-
dern auch neue Professionalisierungs-
und Etablierungsprozesse in der Mitte
der Gesellschaft im Blick behalten; zum
anderen müssen wir eine generatio-
nenspezifische Reproduktionskrise
und Mobilitätsstrategie der sozialen
Mitte zur Kenntnis nehmen: nicht nur
in Südost- oder Südeuropa verlassen
die jungen und gut qualifizierten Leute
das Land (im doppelten Sinn des Wor-
tes), um anderenorts ihren Weg zu ge-
hen.

Ausgangspunkt: Die Mittelschicht
ist ein Krisenroutinier

Was ist ein Krisenroutinier? Das ist je-
mand, der oder die damit rechnet, dass
die Dinge nicht immer so laufen, wie sie
laufen sollten. Das ist jemand, der oder
die damit rechnet, dass Investitionen
scheitern können, dass Strategien ins

Leere laufen, und dass das erworbene
Kapital nicht immer das abwirft, was es
abwerfen könnte. 

Krisenroutiniers sind mithin skeptische
Menschen, die darum wissen, dass der
soziale Alltag oftmals eine ungeheure
Energieverschwendung ist, die aber
trotzdem nicht aufhören können, in ih-
re Zukunft zu investieren, da die Zu-
kunft ihre Zeitordnung ist. Nichts fürch-
ten sie mehr als Zukunftszerstörung –
als die Zerstörung der Hoffnung, dass
entweder alles so bleibt wie es ist, dass
sich alles doch immer zum Guten wen-
det, oder dass das soziale Morgen den
Lohn der wirtschaftlichen, beruflichen,
familiären Mühen bringen wird. Krisen-
routiniers kennen soziale Aufstiege und
Abstiege bzw. sie stellen die Möglich-
keiten des Aufstiegs und des Abstiegs
in Rechnung – sie sind mit sozialer Mo-
bilität vertraut, sie rechnen mit sozialer
Mobilität. Mit Blick auf Verlauf und Rich-
tung sozialer
Mobilität lassen
sich folgende
Unterscheidun-
gen treffen:

Unter den Kri-
senroutiniers
finden sich
selbstbewusste
Aufsteiger, aus
denen etwas
geworden ist,
die aber wie al-
le Aufsteiger
den sozialen In-
stinkt besitzen,
dass jede Si-
cherheit trüge-
risch ist; 

unter den Kri-
senroutiniers
finden sich
aber auch ner-
vöse Absteiger,
denen ihre Ver-
hältnisse, ihre
soziale Umge-
bung, ihre ver-
traute Praxis zu

entgleiten drohen oder schon entglit-
ten sind – gleichwohl: sie geben nicht
auf und lassen sich nicht fallen, denn
wer weiß schon, was morgen ist; 

und wir sehen unter den Krisenrouti-
niers die aufmerksamen Positionsver-
teidiger, die stets die Hacken in den Bo-
den schlagen, um das einmal Erreichte
nicht flugs wieder zu verlieren. 

Kurzum: Wir sehen drei Mobilitätstypen
der Mittelschicht, die allesamt Krisen-
routiniers par excellence sind! Wer sich
in der Mitte der Gesellschaft befindet,
der oder die ist ein Routinier im Um-
gang mit den Wechselfällen des Le-
bens. Aufsteiger fordern diese Wechsel-
fälle geradezu heraus – wie könnte
auch ein krisenfreier sozialer oder be-
ruflicher Aufstieg aussehen? Es sei
denn wir haben eine ganz und gar nai-
ve Vorstellung von Erfolgskarrieren;
und die Mittelschichtsgesellschaften,

Aufsteiger brauchen Kletterhilfen
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die wir seit der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts kannten, waren allesamt
Aufsteigergesellschaften, im westli-
chen wie im östlichen Teil Europas. 

Ins Makrosoziologische gewendet kön-
nen wir daher sagen: Aufsteigergesell-
schaften provozieren Krisen, denn Auf-
steigergesellschaften bilden spezifi-
sche Organisationen und Institutionen
aus, die Privilegierungsdynamiken und
Destabilisierungsprozesse in Gang set-
zen.

Institutionelle Voraussetzungen 
der Krisenroutine

Damit die Mitte der Gesellschaft Kri-
senroutinen entwickeln kann, braucht
sie bestimmte soziale, materielle, be-
rufliche, institutionelle Grundlagen –
Haltegriffe und Stützpunkte (das gilt
für alle Mobilitätstypen): die Aufsteiger
brauchen Kletterhilfen, die Absteiger
Sicherungsseile und die Statusbewah-
rer benötigen festen Boden unter den
Füßen. 

Diese Fixpunkte (also die Kletterhilfen,
die Sicherungsseile und der feste Bo-
den) sind mit einer bestimmten Menta-
lität und mit einer spezifischen Zeitord-
nung verknüpft – diese Mentalität und
Zeitordnung verkörpert keine Instituti-
on besser als der Wohlfahrtsstaat: Der
Wohlfahrtsstaat repräsentiert ein sozi-
al- und ein mentalitätsgeschichtliches

Institutionengefüge, das zwei Baustei-
ne hat: eine Idee der Sorge und ein
Konzept der Zukunft. 

Die Idee der Sorge repräsentiert eine
soziale Infrastruktur öffentlicher Dienst-
leistungen und Güter, die zentralstaat-
lich, kommunal, aber auch korporativ
zur Verfügung gestellt und verantwor-
tet werden. Die Idee der Sorge ist mit
der Idee der Öffentlichkeit und Ge-
meinwohls verknüpft. Die Probleme
der Einzelnen werden zu Angelegen-
heiten der Allgemeinheit – die Alpha-
betisierung, die Gesundheit, die Mobi-
lität, die Transparenz der Verwaltung.
Sorge bedeutet: es gibt kollektive An-
gelegenheiten und Bedürfnisse, nicht
jeder ist sich selbst der Nächste. Die In-
frastruktur ist eine basale Vorausset-
zung für berufliche Mobilität, für die
Möglichkeit, sich aus familiären und lo-
kalen Bindungen zu lösen, für die Wahl-
freiheit der Tätigkeit und des Berufs!

Ein Konzept der Zukunft heißt: das Le-
ben folgt einer Entwicklungsrichtung;
in der Mitte zu sein, heißt: Optionen zu
haben, positive oder negative! Das un-
terscheidet die Mitte vom Oben und
vom Unten der Gesellschaft. Denn die-
jenigen, die oben sind, handeln unter
Rückgriff auf ihre Vergangenheit, sie
verwerten Vorhandenes, nicht die Zu-
kunft. Die Vergangenheit, also die er-
worbenen Ressourcen (im Sinne Pierre

Bourdieus die „Kapitalien“) strukturie-
ren das soziale Handeln. Auf andere
Weise stellt sich dies in den unteren
Etagen der Gesellschaft dar! Nicht die
Vergangenheit, nicht die Zukunft sind
soziale Referenzpunkte, die Gegenwart
determiniert das Alltagshandeln. 

Der Wohlfahrtsstaat ist Zukunftsermög-
licher, er privilegiert damit die Mittel-
schichten, die in ihrer sozialen Wahr-
nehmung, ihrem Handeln und ihren Er-
wartungen die soziale Klasse der
Zukunft ist! Der Wohlfahrtsstaat schafft
Handlungsspielräume durch das Ange-
bot an sozialer Sicherheit, er macht frei
von Gegenwartsnöten und ermöglicht
Zukunftshoffnung; und ganz praktisch:
er schafft als investiver Akteur Arbeit –
im Bildungs- und Gesundheitswesen, in
der Verwaltung und Daseinsvorsorge,
aber auch als öffentlicher Auftraggeber
im Handwerk bzw. im lokalen Mittel-
stand.

Wie viel Krise braucht die Mitte?
Wie viel Krise verträgt die Mitte?

Krisen sind Momente und Gelegenhei-
ten für Mobilität und Konflikt. In diesem
Sinne haben Krisen keinesfalls nur eine
schließende Tendenz im Sinne der Zu-
kunftsvernichtung oder der Erosion der
Sorgebeziehungen, sondern Krisen
können immer auch im Sinne der
Schumpeterschen Überlegung zur
„schöpferischen Zerstörung“ gedeutet
werden: sie haben den Sozialraum öff-
nende Tendenzen! 

Die Krise des männlichen Ernährermo-
dells öffnet neue Erwerbschancen für
Frauen; die Krise des Normalarbeitsver-
hältnisses macht Arbeitskräften Platz,
die nach neuen Arbeitszeitmodellen
und Karrierekonstruktionen suchen; die
Krise des Wohlfahrtsstaates gibt neuen
Wettbewerbern auf Wohlfahrtsmärkten
Chancen, z. B. sichern sich private Versi-
cherungsunternehmen Marktanteile im
Bereich der Altersversorgung oder der
Krankenversicherung, neue Akteure in
den Pflegeberufen treten auf den Markt
– diese Reihe könnte fortgesetzt wer-
den. 

Wir sollten daher in der soziologischen
Forschung zur Lage der Mittelschicht
und ihrer Mobilitätsperspektiven nicht
nur auf die Zerfallsprozesse der Mittel-
schicht blicken, auf Angstkulturen oder

Absteiger brauchen Sicherungsseile
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Statuspanik, sondern auch neue Profes-
sionalisierungs- und Etablierungspro-
zesse in der Mitte der Gesellschaft im
Blick behalten. Die Arbeitswelt mag
heute in vielerlei Hinsicht prekär sein,
sie bietet in zahlreichen Branchen und
Professionen, in der Umwelt- und Netz-
werktechnik, im Bereich der Gesund-
heits- und Beratungsberufe aber auch
neue Chancen und Karriereperspekti-
ven. Wer heute beispielsweise zu jun-
gen, in den MINT-Berufen talentierten
Frauen forscht, der wird wenig Status-
panik finden; wer in dualen Studien-
gängen bei Bosch oder Siemens ange-
hende Ingenieure und Maschinenbau-
er befragt, der kann nur mit Mühe
Deklassierungsängste aufspüren. 

Mobilitätshoffnung und Mobilitäts-
ängste sind soziale Grunderfahrungen
in der Mitte der Gesellschaft. Und mit
Blick auf die Klassendynamik und Klas-
senmobilität europäischer Gesellschaf-
ten lässt sich sagen: Die Mittelschichten
verlieren zumindest qualitativ nicht an
Gewicht und Relevanz. Im Gegenteil:
Im Klassenspektrum der Gesellschaft
spielen sie eine immer zentralere Rolle,
insbesondere bei der Finanzierung der
öffentlichen Leistungen und Infrastruk-
turen. Bezüglich der Steuerlast für
Staat, Kommunen und Gemeinwohl ist

die Mitte ja mehr oder weniger auf sich
gestellt. Die öffentlichen Kassen wer-
den aus der sozialen Mitte heraus be-
füllt. Diese zentrale Rolle ist aber zu-
gleich auch ihre Schwäche, denn es ge-
lingt den Mittelschichten nur sehr
begrenzt, eine offensive Steuerpolitik
zu Lasten Oberschicht zu formulieren,
geschweige denn durchzusetzen. Alles
in allem kann von einer schwindenden
Bedeutung der Mitte überhaupt nicht
die Rede sein. 

Doch kehren wir zur Krisenroutine zu-
rück. Entzieht die Prekarität der Arbeits-
welt, die Fragilität familiärer und sozia-
ler Beziehungen, die Fragmentierung
des Wohlfahrtsstaats und die wachsen-
de Spaltung der Gesellschaft in eskalie-
renden Reichtum und verhärtete Ar-
mut den Mittelschichten die Grundla-
ge, routiniert auf Krisen reagieren zu
können? Möglicherweise, aber noch
gravierender ist mit Blick auf die Mobi-
lität der Mittelschicht die Frage: Wer re-
präsentiert die soziale Mitte von mor-
gen? 

Das ist keineswegs nur eine demogra-
phische Frage, die in schrumpfenden
Regionen und Gemeinden gestellt
wird, es ist auch eine Frage der berufli-
chen Chancen, familiären Perspektiven,

mentalen Orientierungen und sozialen
Karrieren. Deutlich vor Augen haben
wir beispielsweise eine generationen-
spezifische Reproduktionskrise der so-
zialen Mitte im Südosten und Süden
Europas. Die jungen und gut ausgebil-
deten Leute in Südost- und Südeuropa
verlassen das Land, um anderenorts ih-
ren Weg zu gehen. Wer vorwärts kom-
men möchte, die oder der muss dies
anderen Orts tun. Die Krisenroutine be-
steht dann nur noch darin, die Kompe-
tenz zur Exit-Option zu besitzen. Diese
Exit-Option fordert dann allerdings
wieder die Krisenroutine der Mittel-
schichten in den Zuzugsländern he-
raus.

Vieles spricht daher dafür, die Strate-
gien und Muster sozialer Mobilität in
den Mittelschichten Europas präziser
nachzuvollziehen. Das ist auch insofern
ein interessantes soziologisches Vorha-
ben, da nicht zuletzt von den Krisen-
routinen der Mittelschichten die Quali-
tät demokratischer Gesellschaften ab-
hängt. Ressentiment und Solidarität
sind Haltungen, die auch ein Ausdruck
gescheiterter oder geglückter Routinen
im Umgang mit wirtschaftlichen, sozia-
len oder kulturellen Krisen sind. Aber
das ist jetzt schon wieder ein weiteres
Kapitel …

Statusbewahrer benötigen festen Boden unter den Füßen
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Peter Birke, Jürgen Kädtler

Die massiven Streiks der Lokführer- und
dem eigenen Anspruch nach auch Zug-
begleitergewerkschaft GDL haben
Grundsatzfragen tariflicher Regulie-
rung ins Zentrum der politischen De-
batten gerückt. Dabei geht es in erster
Linie um das Projekt eines Gesetzes zur
Tarifeinheit. Nach dem Gesetzentwurf
soll bei konkurrierenden Tarifverträgen
für die gleichen Beschäftigten in einem
Betrieb der Tarifvertrag derjenigen Ge-
werkschaft gelten, die zum Zeitpunkt
des Abschlusses des Tarifvertrags im
betreffenden Betrieb den größten Mit-
gliederanteil hat.

Auf den ersten Blick würde damit ledig-
lich der Zustand wieder hergestellt, der
bis 2010 bestanden hatte. In diesem
Jahr hatte das Bundesarbeitsgericht
(BAG) seine ständige Rechtsprechung
grundlegend revidiert, die den Grund-
satz der Tarifeinheit bis dahin gestützt
hatte. Diese Revision steht im Zusam-
menhang mit dem zunehmenden Auf-
treten vertretungsstarker Berufs(grup-
pen)gewerkschaften als eigenständige
Tarifakteure in Bereichen, in denen die
konkurrierenden Gewerkschaften bis
dahin Tarifgemeinschaften gebildet
und einheitliche Tarifverträge abge-
schlossen hatten. Diese hoch organi-
sierten Verbände ohne eindeutige
rechtliche Grundlage auf die Plätze zu
verweisen, erschien den Richtern des
BAG offenbar als Problem. Dafür gab es
Gründe.

Das Grundgesetz garantiert Koalitions-
freiheit für Arbeitnehmer als Grund-
recht. Daraus wird das Streikrecht von
Gewerkschaften abgeleitet, ohne Bin-
dung an ein bestimmtes Organisations-
prinzip. Der branchenbezogene Flä-
chentarifvertrag und damit die berufs-
gruppenübergreifende, einheitliche
Regulierung der Arbeits- und Entgelt-
beziehungen setzten sich erst in der
Praxis als Leitprinzip durch. Dies wurde
möglich, weil sich das Branchen- bzw.
Industrieverbandsprinzip als dominie-
rendes gewerkschaftliches Organisati-
onsprinzip durchsetzte, weil den Ge-

werkschaften flächendeckend entspre-
chend organisierte, gut integrierte Ar-
beitgeberverbände gegenüberstan-
den, und schließlich weil beide Seiten
willens und in der Lage waren, Interes-
senarrangements zustande zu bringen,
die sowohl bei der eigenen, durchaus
vielfältigen Klientel wie auch bei den
konkurrierenden Gewerkschaften in
verschiedenen Organisationsbereichen
hinreichend breite und dauerhafte Zu-
stimmung fanden. Erst mit dem Verfall
dieser Voraussetzungen wurde das Pro-
blem der Tarifeinheit im Betrieb prak-
tisch wie rechtlich brisant.

Dass sich gut organisierte und mit ho-
her Primärmacht ausgestattete Berufs-
gruppengewerkschaften aus langjähri-
gen Tarifgemeinschaften verabschiedet
haben, ist ein Symptom, und nicht die
Ursache der Krise des Flächentarifver-
trags. Diese dauert schon länger an.

Sinkende Bindewirkung der Arbeitge-
berverbände geht mit rückläufiger Ta-
rifbindung einher. Sinkende Organisa-
tionsgrade, die Ausweitung von Ver-
bänden und Verbandsmitgliedschaften
ohne Tarifbindung und die weitgehen-
de Blockierung von Allgemeinverbind-
lichkeitserklärungen von Tarifverträgen
kennzeichnen die Entwicklung in den
traditionellen Wirtschaftszweigen,

während in neu entstehenden Bran-
chen Arbeitgeberverbände gar nicht
erst gegründet werden. Unternehmen,
Betrieb und Branchenzugehörigkeit
fungieren immer mehr als Variablen be-
triebswirtschaftlicher Optimierung und
fallen damit als eindeutige, stabile und
verlässliche Koordinaten von Tarifpoli-
tik aus. Resultat ist eine Fragmentie-
rung von Belegschaften, und in der
Tendenz eine Polarisierung der Arbeits-
und Einkommensverhältnisse: Bereits
jetzt gibt es selbst in vielen Großbetrie-
ben sehr unterschiedliche Beschäfti-
gungsformen, vom Leiharbeiter bis zur
Praktikantin, von der fest beschäftigten
Kollegin bis zum Werkvertragsnehmer
(siehe auch den Artikel von Harald Wolf
in dieser Ausgabe). Oft sind für die ver-
schiedenen Belegschaftsgruppen auch
unterschiedliche Einzelgewerkschaften
in- oder außerhalb des DGB zuständig.
In vielen Branchen hat zudem die Zahl
der Haustarifverträge enorm zugenom-
men – so gibt es beispielsweise allein
im Bereich der ehemaligen Deutschen
Post mittlerweile über 400 einzelne Ver-
träge.  

Im Gefolge der Privatisierung vormals
als Behörden oder Regiebetriebe orga-
nisierter öffentlicher Unternehmen wie
Post, Bahn, Kliniken usw hat sich auch
insgesamt eine besondere Entwicklung

Lokführerstreik, Pilotenstreik, …

Mehr Tarifeinheit per Gesetz?

Mit hoher Primärmacht ausgestattet: GDL-Streik 2007
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ergeben. Wer bei Bundespost, Bundes-
bahn oder in einer öffentlichen Klinik
beschäftigt war, konnte sich auf zum
Teil zwar extrem komplizierte, jedoch
eindeutige, stabile, staatlich garantierte
Beschäftigungs- und Entgeltbedingun-
gen beziehen, auch wenn diese im ein-
zelnen durchaus umstritten sein konn-
ten. Bei Post und Bahn waren viele Be-
schäftigte, darunter auch die jetzt im
Blickpunkt stehenden Lokführer, Beam-
te. „Postler“ oder „Eisenbahner“ zu sein,
fungierte verbreitet als eine Art berufli-
cher Identität jenseits der Beruflichkeit
im engeren Sinne. Mit der Privatisie-
rung ist dieser stabile Rahmen wegge-
fallen, im Bahnsektor herrscht eine
Konkurrenz zwischen der Deutschen
Bahn und privaten Gesellschaften, die
nicht zuletzt über Entgeltunterschiede
ausgetragen wird, bei einem ohnehin
nicht besonders üppigen Entgeltni-
veau. Hinzu kommt, dass auch die
Deutsche Bahn als integrierter Konzern
eine eigene Zeitarbeitsfirma betreibt, in
der unter anderem auch Lokführer ar-
beiten, und zwar zu deutlich niedrige-
ren Tarifsätzen. Dass hoch organisierte
Berufsgruppen mit großer Primär-
macht wie die angestellten Lokführer
auf diese Art der Verunsicherung mit
Rückzug auf die eigenen Gruppeninte-
ressen reagieren, ist eine naheliegende
Reaktion. Das gilt umso mehr, wenn –
wie im Fall der Bahnprivatisierung – die
Branchengewerkschaften wenig getan
haben, um zu einer Verständigung mit
diesen Berufsgruppen zu gelangen.

Die Zuspitzung des Konflikts zwischen
GDL, Deutscher Bahn und EVG resul-
tiert demnach aus einer doppelten
Vertrauenskrise: Der organisatorische
und institutionelle Rahmen der Tarif-
verhandlungen steht genauso zur Dis-
position wie das Verhältnis der tarif -
politischen Akteure untereinander.
Und es spricht einiges dafür, dass die
Fixierung des Projekts Tarifeinheitsge-
setz im Koalitionsvertrag für die aktu-
elle Legislaturperiode das ihrige zu
dieser Zuspitzung beigetragen hat.
Denn anders als in 'normalen' Bran-
chen mit einer Vielzahl von Unterneh-
men und Betrieben ist das geplante
Gesetz für die kleinen Gewerkschaften
im Bereich der Bahn unmittelbar exis-
tenzbedrohend. Dass sie weiterhin For-
derungen formulieren und dafür auch
streiken dürfen, nützt ihnen bei der
Deutschen Bahn gar nichts, da ange-
sichts der Mehrheitsverhältnisse ohne-
hin klar ist, dass die Tarifverträge einer
anderen Gewerkschaft letztlich gelten
werden und lediglich nachgezeichnet
werden können. Die Hartnäckigkeit,
mit der die GDL auf einer Tarifzustän-
digkeit auch für Zugbegleiter insistiert,
kann man vor diesem Hintergrund als
Versuch interpretieren, die eigene Po-
sition für die Auseinandersetzung vor
dem Bundesverfassungsgericht zu
stärken, unter Verweis auf den Status
als Mehrheitsgewerkschaft im rollen-
den Bahnverkehr. Ob das nötig
und/oder erfolgreich ist, kann und
muss hier dahingestellt bleiben.

Das Tarifeinheitsgesetz stellt einen tie-
fen Eingriff in das Grundrecht der Ko-
alitionsfreiheit dar. Es ist durchaus of-
fen, ob es vor dem Bundesverfassungs-
gericht Bestand haben wird. Und
zudem kann bezweifelt werden, dass
es geeignet ist, das aus den Fugen ge-
ratende System tarifpolitischer Regu-
lierung zu stabilisieren. Im konkreten
Fall würde diese Form gesetzlicher
Zwangsschlichtung der Gewerk-
schaftskonkurrenz die kollektive Ar-
beitnehmervertretung schwer beschä-
digt zurücklassen. Denn es ist kaum
anzunehmen, dass die Kampfkraft der
dann gedemütigten Lokführer um-
standslos vom obsiegenden Verband
übernommen werden könnte. Schon
aus diesen Gründen müsste den betei-
ligten Gewerkschaften an einer ge-
meinsamen Lösung des Konflikts gele-
gen sein, denn von fortbestehender
Tarifkonkurrenz hätte keine längerfris-
tig etwas zu gewinnen.

Allgemein könnte das Tarifeinheitsge-
setz zu einer zusätzlichen Heterogeni-
sierung der Tarifbeziehungen und zur
Verdrängung von Branchen- durch Be-
rufsgruppengewerkschaften in weite-
ren Bereichen beitragen. So stellen sich
verschiedene Berufsverbände des Flug-
personals mit dem Projekt einer Tarif-
gemeinschaft für den Luftverkehr
schon auf die Bedingungen der Tarif-
einheit ein. Mehr tarifpolitische Zer-
splitterung wäre dann die übergreifen-
de Konsequenz.

Alle Räder stehen still … GDL-Streik 2014
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Michael Faust

Diese Frage stand am 10. Und 11. No-
vember im Zentrum einer gemeinsam
von SOFI, Hans-Böckler-Stiftung und
Ford Foundation veranstalteten inter-
nationalen Konferenz, die sich auf die
Suche nach „Financial Institutions for
Innovation and Development“ machte.

Die Tagung stand im Kontext eines von
der Ford Foundation finanzierten inter-
national vergleichenden Forschungs-
projektes. William Lazonick, Initiator
des Forschungsprojektes, machte für
die USA die negativen Wirkungen der
Ideologie des „Maximizing Shareholder
Value“ deutlich. Mit Daten für die im
S&P 500 vertretenen börsennotierten
Unternehmen zeigte er, dass im Zeit-
raum der letzten 20 Jahre und gerade-
zu explosionsartig im letzten Jahrzehnt
das Instrument der Aktienrückkäufe
genutzt wurde. Die Unternehmen
schwimmen in Geld, nutzen dies aber
nicht für Investitionen in nachhaltiges
Wachstum und Innovationsfähigkeit,
sondern schütten es bevorzugt über
Aktienrückkäufe an die Aktionäre aus.
Indem sie so die Aktienkurse stützen,
steigern die Topmanager zugleich ihre
eigenen, überproportionalen Einkom-
men, die zu einem großen Teil an die
Aktienkursentwicklung gekoppelt sind.
Die Kehrseite der Medaille sind stagnie-
rende Einkommen und unsichere Ar-
beitsplatzaussichten für die Mittel-
schicht. Dies trägt zur wachsenden Ein-
kommensungleichheit bei, die sich in

den USA vor allem in den Zuwächsen
bei den 0,1% Top-Einkommensbezie-
hern niederschlägt, zu denen nicht zu-
letzt die Topmanager gehören1. 

Der US-Fall wurde auf der Konferenz
mit den Entwicklungen in Deutschland
und Japan kontrastiert. So diskutierten
die aus den USA, Japan und Deutsch-
land kommenden Experten über die
Auswirkungen der Finanzialisierung auf
Innovation und Innovationspolitik in
diesen Ländern. Auch in der deutschen
Debatte über die Folgen der zuneh-
menden Finanzialisierung wurden an-
fangs Befürchtungen geäußert, dass
die Orientierung am Shareholder Value
und der zunehmende Einfluss institu-
tioneller Investoren die Innovationsfä-
higkeit der Unternehmen untergrabe
und zur Wachstumsschwäche beitrage.
Die neuere Forschung zeigt, dass dies
differenzierter zu betrachten ist und
dass es auch davon abhängt, was man
jeweils unter Finanzialisierung versteht.
Wie Jürgen Kädtler (SOFI) argumentier-
te, kann sich Finanzmarktrationalität
(etwa in Gestalt von Zielvereinbarun-
gen mit starker Ausrichtung an Finanz-
kennzahlen) auch in solchen Unterneh-
men innovationshemmend auswirken,
die aufgrund der Eigentümerstruktur
nicht besonders kapitalmarktexponiert
sind, während in Unternehmen im in-
stitutionellen Streubesitz im Zusam-
menspiel von Management und Ar-
beitsnehmervertretung Kräfte gegen
innovationshemmende Kurzfristorien-
tierung wirksam werden. Generell sind

die Finanzialisierungsim-
pulse in Deutschland be-
grenzt, weil der Sektor der
börsennotierten Unter-
nehmen begrenzt ist und
selbst dort in vielen Fällen
Ankerinvestoren (oft Fa-
milien oder ehemalige
Gründer, in manchen Fäl-
len auch der Staat) als Puf-
fer gegen kapitalmarktin-
duzierte Kurzfristorientie-
rung wirken. So machte
Ulrich Jürgens (WZB Ber-

lin) auf die stabilisierende Rolle von Stif-
tungsunternehmen aufmerksam, de-
nen etwa in der deutschen Automobil-
zulieferindustrie mit bekannten Namen
wie Bosch, ZF und Mahle eine große
Bedeutung zukommt. Michael Faust
(SOFI) zeigte am Beispiel von Beiersdorf
und Hapag Lloyd, dass in Fällen uner-
wünschter Übernahmen neue Ankerin-
vestoren als Stabilitätsfaktoren mit ak-
tiver Unterstützung durch den Staat als
funktionales Äquivalent für die alte
Deutschland AG ins Spiel kommen kön-
nen. Hartmut Hirsch-Kreinsen und Ka-
trin Hahn (TU Dortmund) gründeten ih-
re Unterscheidung zwischen finanz-
marktorientierten und –distanzierten
Innovationskonstellationen ebenfalls
auf die Eigentümerstruktur, zeigten
aber auch, dass selbst in Unternehmen
in Kontrolle von Finanzinvestoren (Pri-
vate Equity) unterschiedliche Effekte im
Hinblick auf die Innovationsfähigkeit zu
finden sind. Sowohl Jürgen Kädtler als
auch Ulrich Jürgens strichen in ihren
Beiträgen die Bedeutung der Mitbe-
stimmung und der Gewerkschaften als
Gegenkraft zu finanzmarktorientierter
Kurzfristorientierung heraus, weil die
Mitbestimmungsakteure andere Optio-
nen im Spiel halten (etwa gemäß dem
Slogan „Besser statt billliger“).

Aber nicht nur die auf Deutschland be-
zogenen Beiträge hoben hervor, dass
man stärker auf die Diversität innerhalb
nationaler Kapitalismen achten muss.
So verdeutlichten Kenji Kushida (Stan-
ford) und Masahiro Kotosako (Ritsumei-
kan University) mit dem Begriff des
Syncretismus bzw. des „institutional
layering“, dass im gegenwärtigen Japan
ein Nebeneinander des alten japani-
schen Modells, hybrider Formen und
von am Silicon Valley orientierten neu-
en Formen zu beobachten ist. Und Ul-
rich Jürgens zeigte im Ländervergleich
zwischen den USA, Deutschland und
Schweden, dass die Gemeinsamkeiten
zwischen Akteurskonstellationen mit
geduldigem Kapital über die Länder
hinweg die (pauschale) Zuordnung von
Ländern zu idealtypischen Modellen

Finanzialisierung

Finanzmarktorientierung und Innovation –
ein Widerspruch?

Deutsche Börse, Frankfurt
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(etwa liberal versus koordiniert) relati-
vieren. Die Beiträge zu den USA zeigten
zudem, dass die gängige Vorstellung, in
der US-Wirtschaft spielten nur Märkte
und Unternehmen eine Rolle im Inno-
vationsprozess, nicht haltbar ist. Viel-
mehr wird die wichtige Rolle des Staa-
tes im Innovationsprozess durch die
vorherrschende neoliberale Ideologie
eher verdeckt. Mariana Mazzucato und
William Lazonick sprachen daher unter
Aufgreifen einer Formulierung von Fred
Block vom „hidden developmental
state“ in den USA, einer innovationspo-

litischen Rolle, der sie auch in neueren
Studien zur Biotechnologie und IT-In-
dustrie nachspüren. Die Tagung schloss
ab mit einer Diskussionsrunde zu den
„policy implications“ und zur Notwen-
digkeit der politischen Regulierung von
Finanzmärkten. Hierzu hatte Renate
Mayntz (Max Planck Institut für Gesell-
schaftsforschung) in ihrer Keynote
Adresse schon hervorragend vorgear-
beitet, indem sie die ungute Beziehung
zwischen dem Finanzsektor und der
Politik analysierte und auf die Probleme
hinwies, die sich auch bei gutem (Re-

form)willen durch die Vielfalt der Ak-
teure und Regulierungsarenen und –
ebenen im politischen Reformprozess
ergeben. 

Anmerkungen

Diese Argumente kann man in der Har-1

vard Business Review vom September
2014 nachlesen: William Lazonick
(2014), ‘Profits without Prosperity.
Stock buybacks manipulate the market
and leave most Americans worse off’.
Eine deutsche Version erschien im No-
vember im Harvard Business Manager.

Erfahrungen mit einer insgesamt als zu-
nehmend krisenhaft erlebten gesell-
schaftlichen Entwicklung haben dazu ge-
führt, dass die Kritik am politischen und
ökonomischen System lauter und vielfäl-
tiger geworden ist. Dabei fällt allerdings
auf, dass die Arbeitswelt als Impulsgeber
und Adressat von Kritik auf den ersten
Blick eine nachrangige Rolle spielt. Die-
sem Thema wird sich die vierte Tagung
der SOFI-Tagungsreihe 'Work in Progress'
im März 2015 widmen.

Im Vordergrund des gesellschaftlichen
Diskurses stehen Themen wie Ökolo-
gie, Finanzmärkte oder die sozialen Fol-
gen prekärer Beschäftigung, während
die Wahrnehmungen und Deutungen,
die Ansprüche und Erwartungen von
Arbeitenden an und in Arbeit in den
kritischen Debatten kaum eine Rolle
spielen. Auch dort, wo sie politisch zum
Thema werden, geht es um eher instru-
mentelle Fragen im Umgang mit de-
mographischer Entwicklung und tat-
sächlicher oder vermeintlicher Fachar-
beiterlücke. Galten Erwerbsarbeit und
Arbeitsprozess vormals als das kritische
Zentrum gesellschaftlicher Auseinan-
dersetzung und Dynamik, so erschei-
nen sie heute eigentümlich neutrali-
siert. Das ist umso bemerkenswerter,
als moderne Gesellschaften heute

mehr denn je als Arbeitsgesellschaften
zu charakterisieren sind und das Leben
ihrer Mitglieder vor allem auch Arbeits-
leben ist.

Immerhin ist die Frage danach, was Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer
bewegt und wie sie Arbeit und Gesell-
schaft wahrnehmen, in den letzten
Jahren wieder stärker in den Fokus wis-
senschaftlicher Debatten gerückt. Hat
jene lauter gewordene Kritik auch die
Arbeitswelt erreicht und wird sie auch
von Arbeitnehmern in Bezug auf Ar-
beit und Betrieb artikuliert? Welche
Ansprüche haben Arbeitnehmerinnen
heute überhaupt an ihre Arbeit und ihr
Erwerbsleben, welche Hoffnungen
oder Befürchtungen treiben sie an und
um, wie sieht ihr Gesellschaftsbild aus?
Nehmen Unzufriedenheit und Kritik in
der Arbeit zu, oder richtet man sich ein
und passt sich an? Das sind die Leitfra-
gen der vierten SOFI-Tagung „Work in
Progress“, die – dieses Mal in Koopera-
tion mit dem Institut für Sozialwissen-
schaftliche Forschung München (ISF) –
am 23. und 24. März 2015 in der Pauli-
nerkirche in Göttingen stattfinden
wird.

Es gibt eine reiche Tradition der arbeits-
und industriesoziologischen Bewusst-

seinsforschung, die sich mit solchen
Fragen auseinandergesetzt hat – nicht
zuletzt das SOFI hat hierzu breit rezi-
pierte Beiträge geleistet. An diese Tra-
dition will die Tagung angesichts verän-
derter Zeitläufte anknüpfen, um sie
neu zu befragen, die Konzepte weiter-
zuentwickeln oder, wo nötig, durch
neue zu ersetzen, um gemeinsam die
Forschungsperspektive neu zu justie-
ren. Mit der Tagung wollen wir die De-
batten auch zu bündeln versuchen, be-
stehende Kontroversen kenntlich und
diskutierbar machen und einen Rah-
men für die Bestandsaufnahme und die
Auseinandersetzung bieten.

Erwerbsarbeit war für die „alte“ indus-
triesoziologische Bewusstseinsfor-
schung zunächst ganz selbstverständ-
lich die zentrale bewusstseinsprägende
Erfahrung, aus der sich gesellschaftli-
ches Bewusstsein und politische Orien-
tierungen der Arbeitenden gleichsam
ableiteten. Diese und weitere Leitan-
nahmen der „Arbeiterbewusstseinsfor-
schung“ wurden aus guten Gründen
aber mehr und mehr bezweifelt, ja die
Forschung kam schließlich fast ganz
zum Erliegen. Seit einiger Zeit jedoch
gilt dem Arbeitsbewusstsein und den
Handlungsorientierungen von abhän-
gig Erwerbstätigen wieder ein verstärk-

Work in Progress 2015

Was bewegt Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer? Arbeitsbewusstsein und
Gesellschaftsbild revisited
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Tagungsprogramm

Montag, 23.03.2015

11.30–12.00 Begrüßung: 
Prof. Dr. Jürgen Kädtler (SOFI Göttingen)

12.00–12.30 Einleitungsvortrag: 
Dr. Wolfgang Menz/PD Dr. Harald Wolf (ISF Mün-
chen/SOFI Göttingen), Arbeitsbewusstsein und
Handlungsorientierungen von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern heute

12.30–15.00 Panel 1: 
Ungerechtigkeitsempfinden und Legitimations-
probleme in Arbeit und Betrieb

Mit Beiträgen von Dr. Stefanie Hürtgen/Dr. habil.
Stephan Voswinkel (Institut für Sozialforschung,
Frankfurt a. M.), Prof. Dr. Kerstin Jürgens (Universi-
tät Kassel), Prof. Dr.  Jürgen Kädtler/Prof. Dr. Béné-
dicte Zimmermann (SOFI Göttingen/Centre Georg
Simmel, EHESS Paris), Dr. Nick Kratzer/Dr. Wolf-
gang Menz/Dr. Knut Tullius/PD Dr. Harald Wolf 
(ISF München/SOFI Göttingen)

Moderation: 
Prof. Dr. Berthold Vogel (SOFI Göttingen und
Hamburger Institut für Sozialforschung)

15.00–15.30 Kaffeepause

15.30–18.00 Panel 2: 
Ungleichheitserfahrungen und Gesellschaftsbil-
der: milieu-, klassen- oder geschlechterspezifische
Differenzen?

Mit Beiträgen von  Prof. Dr. Olaf Groh-Samberg
(Universität Bremen), Dipl-Sozw. Barbara Heil/Dr.
Martin Kuhlmann (SOFI Göttingen), Dr. Alexandra
Manske (Universität Hamburg), Prof. Dr. Berthold
Vogel/Prof. Dr. Jörg Flecker (SOFI Göttingen und
Hamburger Institut für Sozialforschung/Univer -
sität Wien) 

Moderation: 
PD Dr. Harald Wolf (SOFI Göttingen)

19.30 Abendessen

Dienstag, 24.03.2015

9.30–12.00  Panel 3: 
Arbeitnehmerorientierungen und Interessen -
politik: Handlungspotentiale oder Blockaden?

Mit Beiträgen von Dr. Peter Birke/M.A. Felix Bluhm
(SOFI Göttingen), Dr. Ingo Matuschek (Universität
Jena),  Dipl.Soz. Sarah Nies/Prof. Dr. Dieter Sauer
(ISF München), Dr. Silke Röbenack (Universität 
Erlangen-Nürnberg),

Moderation: 
Dr. Knut Tullius (SOFI Göttingen)

12.00–13.00 Mittagessen 

13.00–14.30 Podiumsdiskussion: 
„Wohin bewegen sich die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer?“

Prof. Dr. Brigitte Aulenbacher (Universität Linz),
Prof. Dr. Karin Gottschall (Universität Bremen), 
Reiner Hoffmann (Vorsitzender des DGB), Prof. 
Dr. Michael Schumann (SOFI Göttingen) 

Moderation: 
Prof. Dr. Berthold Vogel (SOFI Göttingen und
Hamburger Institut für Sozialforschung)

Informationen zur Anmeldung – Die Teilnahme ist
kostenlos. Aufgrund einer begrenzten Teilnehmerzahl
bitten wir um eine verbindliche Anmeldung bis zum 
6. März 2015. Bitte nutzen Sie hierfür das Anmeldefor-
mular, das Sie auf der Website des SOFI herunterladen
können: http://www.sofi-goettingen.de/fileadmin/Text
archiv/WIP4/Anmeldeformular.pdf.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: Sascha Wie-
grefe M.A., Soziologisches Forschungsinstitut Göttin-
gen (SOFI) an der Georg-August-Universität, Friedlän-
der Weg 31, 37085 Göttingen, Tel.: 0551-52205-0, Fax:
0551-52205-88, E-Mail: sascha.wiegrefe@sofi.uni-goet-
tingen.de

Veranstaltungsort: Alfred-Hessel-Saal, Paulinerkirche,
Papendiek 14, 37073 Göttingen

tes arbeits- und industriesoziologisches
Interesse. Neue Forschungsansätze
sind entstanden, neue Untersuchun-
gen wurden initiiert, neue Diskussio-
nen werden in diesem Feld geführt. 

Diese Diskussionslinien aufnehmend,
stehen bei der Tagung die folgenden

Fragen im Mittelpunkt: Was wissen wir
über Arbeits- und Gesellschaftsbe-
wusstsein von ArbeitnehmerInnen
heute? Was dominiert heute die Sicht
der Beschäftigten auf Arbeit, was sind
die wichtigsten Ansprüche an Arbeit?
Wie zentral und bewusstseinsprägend
ist Arbeit heute noch? Wie einheitlich,

wie differenziert wird Arbeit erlebt und
gedeutet, in welche gesellschaftlichen
Ordnungs- und Entwicklungsvorstel-
lungen („Gesellschaftsbild“) ist dies ein-
gebettet? Und mit welchen Interessen-
orientierungen und Ansprüchen sowie
Anforderungen an Interessenpolitik
verbindet sich dies?

http://www.sofi-goettingen.de/fileadmin/Textarchiv/WIP4/Anmeldeformular.pdf
http://www.sofi-goettingen.de/fileadmin/Textarchiv/WIP4/Anmeldeformular.pdf
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Die Tagung gliedert sich – nach einem
Einleitungsvortrag zum Forschungs-
stand und den Leitfragen – in folgende
Panels: 

Ungerechtigkeitsempfinden undn

Legitimationsprobleme in Arbeit
und Betrieb: Im ersten Panel rich-
ten wir den Blick auf die Frage des
Arbeitsbewusstseins und der An-
sprüche an Arbeit und Arbeitsge-
staltung. Damit hängt das Problem
der Akzeptanz und Legitimität von
Arbeit und betrieblicher Ordnung –
und des Entstehens von Legitimati-
onsproblemen und Ungerechtig-
keitsempfinden – unmittelbar zu-
sammen: Welche Normen und Wer-
te – etwa im Hinblick auf Leistung,
Partizipation oder Anerkennung  –
erwarten die Beschäftigten als gül-
tige Normen und Werte für Arbeit
und Betrieb? Wird die Arbeits- und
Betriebsordnung als gerecht oder
als ungerecht empfunden und ent-
sprechend kritisiert? Während die
Meinungsforschung seit Langem zu
belegen scheint, dass sich ein allge-
meines Ungerechtigkeitsempfin-
den hinsichtlich des Wirtschaftssys-
tems ausbreitet, bleibt unklar, wel-
che Gerechtigkeitsansprüche Ar-
beitnehmerinnen heute an Arbeit
und Betrieb haben und ob sich da-

raus betriebliche Legitimationspro-
bleme ergeben. In dem Panel wer-
den neue konzeptuelle Überlegun-
gen sowie neuere Forschungsbe-
funde hierzu präsentiert und disku-
tiert.

Ungleichheitserfahrungen undn

Gesellschaftsbilder: milieu-, klas-
sen- oder geschlechterspezifische
Differenzen? Die frühere Forschung
war zunächst sehr „arbeiterzentriert“,
bevor sie auch Angestellte und an-
dere Arbeitnehmerinnengruppen
einbezog. Im zweiten Panel geht es
um die vergleichende und kontras-
tierende Diskussion von Differenzen
(oder Konvergenzen) der Gesell-
schafts- und Ungleichheitserfah-
rung unterschiedlicher Arbeitneh-
merInnengruppen: In welcher Posi-
tion sehen sich Arbeitskräfte in
unterschiedlichen gesellschaftlichen
und betrieblichen Konstellationen?
Mit welcher Art von Ungleichheit se-
hen sie sich konfrontiert? Die über-
greifende Problemstellung lautet
hier: Gibt es milieu- oder klassen-
oder genderspezifische Ungleich-
heitserfahrungen etwa in der indus-
triellen Produktion, im öffentlichen
Sektor, unter prekär Beschäftigten
oder unter „Kreativen“ – und werden
dadurch gesellschaftliche Spaltun-

gen womöglich verfestigt oder gar
vertieft?

Arbeitnehmerorientierungen undn

Interessenpolitik: Handlungspo-
tentiale oder Blockaden? Arbeits-
bewusstsein und (Un-)Gerechtig-
keitsempfinden der Beschäftigten
hängen mit ihren Interessenorien-
tierungen und Vorstellungen von In-
teressenpolitik und Interessenver-
tretung eng zusammen. Das dritte
Panel fragt daher: Wie wichtig ist In-
teressenverfolgung und Arbeitspo-
litik den Beschäftigten heute über-
haupt noch und welche Orientie-
rungen herrschen diesbezüglich vor?
Wie einheitlich oder wie differenziert
stellen sich diese dar, befördern sie
eher Solidarität oder Konkurrenz bei
der Interessenverfolgung? Und do-
minieren heute Haltungen der An-
passung oder der Widerständigkeit
und Opposition die Arbeitnehmer-
orientierungen in Arbeit und Be-
trieb?

Den Tagungsabschluss bildet eine Po-
diumsdiskussion zum Thema „Wohin
bewegen sich die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer?“ – ein Thema, das
fraglos nicht nur wissenschaftlich, son-
dern auch gesellschaftspolitisch hohe
Relevanz besitzt.

Vorträge und Veröffentlichungen von SOFI-MitarbeiterInnen
Vorträge

Baas, Meike; Kohlrausch, Bettina: Discri-
mination or Fair Assessment? How Em-
ployers’ Attitudes toward Low Skilled
Youngsters Structure the Recruitment
Process. Fachtagung „Employers as Ga-
tekeepers: How Do Recruitment Proces-
ses Affect Young People’s Labour Mar-
ket Opportunities?“ Veranstaltet vom
Soziologischen Forschungsinstitut Göt-
tingen (SOFI) und dem Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung
(WZB), 27./28.11.2014 in Berlin.

Baethge, Martin: Perspektive Integrati-
on: Berufsvorbereitung für Jugendliche
mit besonderem Förderbedarf. Beitrag
zur VLW-Arbeitstagung 2014, Bochum,
28.03.2014.

Baethge, Martin: Material zu „Mindest-
lohn und Ausbildungsbereitschaft“. In-
ternes Fachgespräch Bündnis 90/Die
Grünen Bundestagsfraktion, Berlin,
02.04.2014.

Baethge, Martin: Berufsausbildung,
Hoch schulbildung, Weiterbildung.
Fach forum II der Fachtagung „Bildung
in Deutschland 2014“, Berlin,
24.06.2014.

Baethge, Martin: Berufsbildung für
Menschen mit Behinderungen – Per-
spektiven des nationalen Bildungsbe-
richts 2014. AG BFN Workshop Inklusi-
on, Dortmund, 07./08.07.2014.

Baethge, Martin: Bildungsbericht 2014:
Inklusion in der beruflichen Bildung.

Beitrag zur Konferenz der Friedrich
Ebert Stiftung „Inklusion in der Schule
– und dann?“, Berlin, 26.09.2014.

Baethge, Martin; Wieck, Markus: Erosion
des deutschen Berufsbildungsmodells?
Neue Segmentationslinien im Qualifizie-
rungssystem. Tagung „Teilhabebarrieren
– Vielfalt und Ungleichheit im segmen-
tierten Bildungs- und Beschäftigungs-
system“. Soziologisches Forschungsinsti-
tut Göttingen (SOFI), 23.05.2014.

Baethge-Kinsky, Volker: Kompetenzmes-
sung und Prüfungspraxis – veränderte
Prüfungsformate in der Berufsbildung.
Forum Berufsbildung, Oldenburg,
17.06.2014. 

Fortsetzung auf Seite 29
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Matthias Groß, 
Rüdiger Mautz: 

Renewable Energies

176 Seiten, 140,00 $
Routledge, London and 
New York 2015

ISBN: 978-0-415-85861-8

Erneuerbare Energien

Gesellschaftliches Realexperiment mit
offenem Ausgang

Erneuerbare Energien sind in aller Mun-
de. Sie gelten als eine der wichtigsten
technischen Lösungen im Kampf gegen
die weltweite Klimaerwärmung, ja als
Schlüsseltechnologie auf dem Weg zu
einer „Dekarbonisierung“ der globalen
Energiesysteme und damit als Hoff-
nungsträger bei der Eindämmung dro-
hender Umweltrisiken. Die Autoren des
vorliegenden Buchs wählen einen ge-
nuin soziologischen Zugang zum The-
ma „erneuerbare Energien“, um Interde-
pendenzen zwischen neuen Formen der
Energieerzeugung  und -versorgung ei-
nerseits und sozialen Veränderungspro-
zessen andererseits herausarbeiten und
theoretisch genauer beschreiben zu
können.  Eingangs wird anhand einer
kurzen Theoriegeschichte aufgezeigt,
dass sich bereits etliche soziologische
Klassiker mit den energetischen Grund-
lagen von Gesellschaften befasst und
das Zusammenspiel von technologi-
schem und sozialem Wandel untersucht
haben, siehe etwa Max Webers Reflek-
tionen zur Rolle der Energieversorgung
beim Aufstieg der kapitalistischen Wirt-
schaftsweise. Zeitgenössische Theorien
soziotechnischen Wandels knüpfen an
diese Überlegungen an, insofern sie so-
wohl die transformativen Kräfte globa-
len Energiewandels („global energy

shift“) als auch die sozioökonomisch sta-
bilisierende Funktion gewachsener
Energieinfrastrukturen aufzeigen. 

Ausgehend von neueren Theorieansät-
zen begreifen die Autoren den – aus in-
ternationaler Perspektive mit ganz un-
terschiedlicher Geschwindigkeit verlau-
fenden – Energiewandel hin zu
erneuerbaren Energien als ein gesell-
schaftliches Realexperiment mit offe-
nem Ausgang, bei dem es nicht nur um
die zukünftigen infrastrukturellen
Grundlagen der globalen Energiever-
sorgung geht. Vielmehr geht es ange-
sichts des experimentellen Charakters
eines solchen Transformationsprozesses
auch um die Frage, wie die Gesellschaft
mit Ungewissheit und Nicht-Wissen, mit
überraschenden Ereignisketten sowie
den nicht-intendierten Folgen des Han-
delns umzugehen in der Lage ist. Dies
trifft sicherlich auch auf Transformati-
onsprozesse in anderen gesellschaftli-
chen Bereichen zu, scheint sich aber im
Fall der erneuerbaren Energien wie un-
ter einem Brennglas zu bündeln. In dem
Buch wird dieses Faktum mit Blick auf
verschiedene erneuerbare Energietech-
niken aufgezeigt, insbesondere am Bei-
spiel der Nutzung der Windenergie, der
Photovoltaik sowie – in einem eigenen
Kapitel – der Geothermie, der einzigen
„unterirdischen“ erneuerbaren Energie,
bei der Probleme des Nicht-Wissens
und der gesellschaftlichen Risikowahr-
nehmung in besonderer Weise deutlich
werden. Weitere Kapitel des Buches
widmen sich unterschiedlichen Pro-
blemfeldern des Realexperiments „Ener-
giewende“: 

dem Problem der politischen Regu-n

lierung sowie der Entwicklung neuer
Formen der energie- und umweltpo-
litischen Governance angesichts ei-
ner sowohl technischen als auch ge-
sellschaftlichen Dezentralisierung
der Energieversorgung durch erneu-
erbare Energien (einschließlich akti-
ver Bürgerbeteiligung an der Ener-
giewende in zahlreichen Ländern);

dem Problem des Umgangs mitn

neuen gesellschaftlichen Konfliktfel-
dern, etwa mit lokalen/regionalen
Nutzungs- sowie Risikokonflikten
angesichts der dispersen Verbrei-
tung erneuerbarer Energieanlagen
auch in der Nähe von Wohngebie-
ten; 

dem Problem des systemischenn

Charakters der Energieinfrastruktur,
das – zumindest mittelfristig – die
Systemintegration sämtlicher sozio-
technischer Komponenten einer auf
erneuerbaren Energien beruhenden
Energieversorgung erfordert und für
das zurzeit unterschiedliche – und
zum Teil konkurrierende – Lösungen
experimentell erprobt werden.

Die Autoren kommen zu dem Schluss,
dass der gegenwärtige Energiewechsel
hin zu erneuerbaren Energien, sofern er
gesellschaftlich an den Zielen „Klima-
schutz“ und „Nachhaltigkeit“ ausgerich-
tet sein soll, sich in einem zentralen
Punkt von bisherigen Formen des ener-
gietechnischen  Wandels zu unterschei-
den hätte:  Im Fall der erneuerbaren
Energien geht es nicht darum, den bis-
her genutzten fossilen und atomaren
Energien lediglich ein neues Set an
Energiequellen  hinzuzufügen. Viel-
mehr  handelt es sich hier perspekti-
visch um einen Prozess soziotechni-
scher Transformation, bei der sich Inno-
vation (der Durchbruch der Erneuerba-
ren) mit „Exnovation“ verbinden müss-
te: dem endgültigen Ausstieg aus tech-
nologisch veralteten und zudem nicht-
nachhaltigen Formen der Energienut-
zung.
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Bartelheimer, Peter: Umbruch des Sozi-
almodells – Konsequenzen für Steue-
rung und Sozialplanung. Jahrestagung
2014 des Vereins für Sozialplanung. Ful-
da, 03./04.04.2014.

Bartelheimer, Peter: Teilhabebarrieren.
Einführungsbeitrag zur Tagung „Teilha-
bebarrieren – Vielfalt und Ungleichheit
im segmentierten Bildungs- und Be-
schäftigungssystem“. Soziologisches
Forschungsinstitut Göttingen (SOFI),
23.05.2014. 

Bartelheimer, Peter: Ungleiche Teilhabe.
Normativer Individualismus und kollek-
tive soziale Lagen. Promotionskolleg
„Leben im transformierten Sozialstaat“
(FH Düsseldorf, FH Köln, Universität
Duisburg-Essen). Düsseldorf, 30.06.2014.

Bartelheimer, Peter: Wie unterscheiden
sich kommunale Lösungen für Leistun-
gen zu Bildung und Teilhabe, Fachta-
gung „Bildung und Teilhabe – ermögli-
chen und weiterdenken“ des Hessi-
schen Ministeriums für Soziales und
Integration, der hessischen kommuna-
len Spitzenverbände und Jobcenter,
Groß-Gerau, 14.10.2014.

Bartelheimer, Peter: Szenarien des
deutschen Kapitalismusmodells – Mi-
krofundierung gesamtwirtschaftlicher
Modelle im Dritten Bericht zur sozio-
ökonomischen Entwicklung in
Deutschland. „Sozialökonomie – ein
Zukunftsprojekt“, Zentrum für Ökono-
mische und Soziologische Studien
(ZÖSS) am Fachbereich Sozialökono-
mie der Universität Hamburg,
07./08.11.2014.

Bartelheimer, Peter; Henke, Jutta: Fallre-
konstruktive Evaluationspraxis zwi-
schen Auftrag und Forschungsinteres-
se. Eine Methodenreflexion am Beispiel
der Arbeitsmarktdienstleistungen, 17.
Jahrestagung der DeGEval – Gesell-
schaft für Evaluation e.V. gemeinsam
mit der Schweizerischen Evaluations-
gesellschaft SEVAL „Professionalisie-
rung in und für Evaluationen“, PH Zü-
rich, 10.–12.09.2014.

Birke, Peter: Autonomy at Work – Auto-
nomous Workers? European Social Sci-
ence and History Conference, Wien,
23.04.2014.

Birke, Peter: Geschichte der Arbeitskämp-
fe in der Bundesrepublik, Konferenz „Er-
neuerung durch Streik“ der Rosa Luxem-
burg Stiftung, Hannover, 03.10.2014.

SOFI-Beitrag auf der 2. Nacht des Wissens in Göttingen

Industrie 4.0 – Podiumsdiskussion zur
Arbeitswelt der Zukunft

Die industrielle Arbeitswelt steht vor
einem tiefgreifenden Wandel. Die
durchgängige Vernetzung von Pro-
dukten, Produktionsmitteln und Pro-
zessen über Internettechnologien soll
einen Produktivitätsschub bewirken
und in ein neues industrielles Zeitalter
führen. Produkte sollen sich eigenstän-
dig ihren Weg durch die Fabrik bah-
nen. Menschliche Arbeit soll durch in-
telligente Assistenten und neuartige
Kommunikationsinstrumente effekti-
viert werden.  Ingenieure und IT-Exper-
ten sprechen von einer „vierten indus-
triellen Revolution“: der Industrie 4.0. 

Doch was ist dran an dieser Vision?
Handelt es sich dabei noch um Zu-
kunftsmusik oder ist die Smart Factory
bereits Realität? Und welche gesell-
schafts- und arbeitspolitischen Konse-
quenzen hat die digitale Vernetzung
von Produkten, Maschinen und Men-
schen? Welche Rolle spielt der Mensch
in der Fabrik der Zukunft? Hier ist die
Sozialforschung gefragt. In der Podi-

umsdiskussion kommt die Soziologie
ins Gespräch mit Politik, Unternehmen
und Gewerkschaften. Es diskutieren:

Dr. Gabriele Andretta, Vizepräsidentin
des Niedersächsischen Landtages und
Mitglied im Landtagsausschuss für
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr 

Dr. Ing. Volker Große-Heitmeyer, Sarto-
rius Lab Instruments GmbH & Co. KG,
Leitung Produktionssystemgestaltung

Dr. Martin Kuhlmann, Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am SOFI, Sprecher des
SOFI-Forschungsschwerpunkts „Arbeit
im Wandel“

Dr. Constanze Kurz, Ressortleiterin „Zu-
kunft der Arbeit“ beim Vorstand der IG-
Metall, Mitglied der „Plattform Indus-
trie 4.0“ 

sowie ein Vertreter der Ingenieurwis-
senschaften (IPH – Institut für Inte-
grierte Produktion Hannover).

Wann? 
Samstag, 17. Januar 2015, von 18 bis
19.30 Uhr

Wo? 
Zentrales Hörsaalgebäude (ZHG) der
Universität Göttingen, Hörsaal 006,
Platz der Göttinger Sieben 5, 37073
Göttingen

Fortsetzung von Seite 27
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liberalism, University of Gothenburg,
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Bluhm, Felix: Buchvorstellung: "Die Mas-
sen sind aber nicht zu halten gewesen."
Zur Streik- und Sozialisierungsbewe-
gung im Ruhrgebiet 1918/19. Linke
Buchtage, Berlin, 30.05.2014.

Bluhm, Felix: Buchvorstellung: „Die
Massen sind aber nicht zu halten ge-
wesen. Zur Streik- und Sozialisierungs-
bewegung im Ruhrgebiet 1918/19“.
Buchladen Rote Straße, Göttingen,
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Buss, Klaus-Peter: Information technolo-
gy-based change in the automotive
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Chicago, 10.–12.07.2014.
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Feuerstein, Patrick; Hanekop, Heidemarie:
Institutional foundations of open inno-
vation and field dynamics in the soft-
ware industry: from antagonism to con-
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Mini-Konferenz „The institutional foun-
dations of distributed and open inno-
vation“, Society for the Advancement of
Socio-Economics SASE, Chicago, 10.-
12.07.2014.
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leute, Techniker und Ingenieure? Er-
gebnisse der Beschäftigtenbefragung
2013 der IG Metall. IGM-Forum der IG
Metall Vwst. Erlangen: „Gute Arbeit für
Kaufleute, Techniker und Ingenieure.
Zielgruppenauswertung der IGM-Be-
schäftigtenbefragung 2013“, Erlangen,
02.04.2014.

Kuhlmann, Martin: Industrie 4.0 aus ar-
beitssoziologischer Sicht. BMBF/PTKA-
PFT Gesprächskreis Mensch & Arbeit im
Kontext „Intelligente Vernetzung in der
Produktion – ein Beitrag zum Zukunfts-
projekt Industrie 4.0“, Rüsselsheim,
07.05.2014.

Kuhlmann, Martin: Innovative Arbeits-
politik in der Automobilindustrie − An-
forderungen an die betriebliche Inte-
ressenvertretung. Klausurtagung der IG
Metall Betriebsräte Audi Neckarsulm,
Schwäbisch-Hall, 23.10.2014.

Marquardsen, Kai: Armut, Prekarität,
Teilhabebarrieren – ein Kommentar aus
soziologischer Sicht. Workshop „Gesich-
ter der Armut“, Rostock, 12.09.2014.

Marquardsen, Kai; Haubner, Tine; Scher-
schel, Karin: Grenzen der Aktivierbarkeit
− empirische Befunde einer Langzeit-
studie, Beitrag zur Ad-hoc-Gruppe: Kri-
senerfahrung Grundsicherung? Indivi-
duelle Folgen von Langzeitarbeitslosig-
keit und Grundsicherungsbezug, 37.
Kongress der Deutschen Gesellschaft
für Soziologie, Trier, 09.10.2014.

Mautz, Rüdiger: Energy transition from
bottom-up – success factors and obsta-
cles. Second Energy & Society Confe-
rence, Krakau, 04.-06.06.2014. 

Mautz, Rüdiger: Pluralisierung des deut-
schen Stromsektors durch den Ausbau
erneuerbarer Energien. Vorlesungsrei-
he „Institutionelle Veränderungen im
deutschen Energiesystem“, Universität
Stuttgart, 10.07.2014.

Mautz, Rüdiger: Regional-soziale und
regional-politische Voraussetzungen
für einen Umbau der Energieversor-
gung in Richtung Nachhaltigkeit, 7.
Niedersächsische Energietage, Goslar,
08./09.10.2014.

Philipps, Veronika: Erwerbsbezogene
Weiterbildungsteilnahme Älterer und
institutionelle Bedingungen in Europa,

1. Jahrestagung des Berliner Netzwerks
für interdisziplinäre Bildungsforschung
(BIEN) „Bildungsentscheidungen und
Bildungserfolge“, Berlin, 11./12.09.2014.

Richter, Maria: Occupational Orientati-
on in Lower‐Secondary schools: Does
ethnic background matter? Annual
BAGSS Conference: “Migration and In-
tegration Research”, Universität Bam-
berg, 14./15. 07. 2014. 

Richter, Maria: Berufsorientierung von
Hauptschüler/innen – Welche Rolle
spielt die ethnische Herkunft von Ju-
gendlichen? 1. Jahrestagung des Berli-
ner Netzwerks für interdisziplinäre Bil-
dungsforschung (BIEN) „Bildungsent-
scheidungen und Bildungserfolge“,
Berlin, 11./12.09.2014.

Söhn, Janina: In der neuen Heimat noch
einmal die ‚Schulbank drücken‘? Zur Bil-
dungsteilhabe erwachsener Migran -
t(inn)en aus einer Lebenslaufperspekti-
ve, Veranstaltung der Sektion Bildung
und Erziehung „Aktuelle bildungssozio-
logische Forschungsprojekte“, 37. Kon-
gress der Deutschen Gesellschaft für
Soziologie, Trier, 06.–10.10.2014.

Söhn, Janina: How does the state shape
educational opportunities of immi-
grants? DFG-Konferenz „Wealth and Dis-
parity: Comparative Analysis of Trends
in Inequality in Germany and the United
States”, Berlin, 31.10.–01.11.2014.

Tullius, Knut: Gerechtigkeitsansprüche
und Handlungsorientierungen (von
Angestellten). Workshop „Angestellte in
der Industrie: Arbeit, Interessen und In-
teressenvertretung“, veranstaltet vom
Institut Arbeit und Qualifikation an der
Universität Duisburg-Essen (IAQ) und
der Hans-Böckler-Stiftung. Mülheim a.
d. Ruhr, 24./25.06.2014.

Vogel, Berthold: Kapitalismuskritik und
Wirtschaftsordnung. Expertenwork-
shop „Denkanstöße – Oswald von Nell-
Breuning zu Grundfragen der Sozialpo-
litik“. Oswald von Nell-Breuning Institut
an der Philoso phisch-Theologischen
Hochschule St. Georgen, 10.04.2014.

Vogel, Berthold: Wohlstandskonflikte
vorprogrammiert? Folgen des demo-
graphischen Wandels auf dem Lande
für unsere Demokratie und den sozia-
len Zusammenhalt. 34. Sinclair-Haus-
Gespräche der Herbert-Quandt-Stif-
tung, Bad Homburg, 10.05.2014.
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Vogel, Berthold: Die Dynamik des Still-
stands – oder: Wie viel Segmentation
prägt den Arbeitsmarkt? Tagung „Teil-
habebarrieren – Vielfalt und Ungleich-
heit im segmentierten Bildungs- und
Beschäftigungssystem“. Soziologisches
Forschungsinstitut Göttingen (SOFI),
23.05.2014.

Vogel, Berthold: Im Schatten der 
Arbeitsgesellschaft? Vom Bedeutungs-
gewinn und Sichtbarkeitsverlust der 
Erwerbsarbeit, im Rahmen der Reihe
„Frankfurter Positionen 2015: Ausge-
schlossen. Berichte von verdeckten
Wirklichkeiten“, Frankfurt, 15.10.2014.

Vogel, Berthold: Der Wert von Arbeit
und die Entwicklung der Arbeitswelt.
Vortrag auf Einladung der Bundesar-
beitsgemeinschaft Werkstätten für be-
hinderte Menschen bei Lufthansa Tech-
nik, Hamburg, 17.11.2014.

Vogel, Berthold: Das demokratische Ver-
sprechen. Warum die Arbeitswelt unse-
re demokratische Zukunft bestimmt.
Vortrag in der Karlskirche in Kassel an-
lässlich des „Sozialpolitischen Buß- und
Bettags“, 19.11.2014.

Voskamp, Ulrich: Globale Produktions-
und Innovationsstrukturen deutscher
Zulieferunternehmen, Workshop „Wert-
schöpfungsketten und transnationale
Gewerkschaftsarbeit“ der IG Metall,
Fachbereich „Internationales und
Europa“, Steinbach/ Taunus, 10.09.2014.

Bücher

Gross, Matthias; Mautz, Rüdiger (2015):
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SOFI-Forschungskolloquium 
Januar und Februar 2015

Freitag, 16.01.2015
Bettina Kohlrausch/Maria
Richter/Tanja Schmidt (SOFI):
Übergangswege von Haupt -
schülerinnen und Haupt -
schülern. Ergebnisse aus dem
SOFI-Hauptschulpanel

Freitag, 23.01.2015
Heidemarie Hanekop/
Patrick Feuerstein (SOFI)
„Institutional foundations of
open innovation and field dyna-
mics in the software industry:
from antagonism to contested
cooperation between firms and
Open Source community”

Freitag, 06.02.2015
Hans-Jürgen Urban 
(Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall): 
Gewerkschaftliche Arbeits -
politik und soziologische 
Arbeitsforschung – am Beginn
einer neuen Kooperation?

Freitag, 13.02.2015
Peter Kalkowski/Otfried Mickler
(SOFI): 
Zwischen Autonomie und 
Kooperation. Koordination 
und Strukturierung inter -
organisationaler F+E-Projekte

Jeweils Freitag, 14.15 Uhr bis
16.30 Uhr, im Soziologischen
Forschungsinstitut (SOFI), 
Friedländer Weg 31
Texte für die Kolloquien liegen 
etwa eine Woche vor den
jeweiligen Sitzungen im 
Geschäftszimmer des Instituts 
für Soziologie und im SOFI als 
Kopiervorlage aus oder können
per E-Mail bei erika.beller@sofi.uni-
goettingen.de bezogen werden.

Personalia

Namara Freitag hat nach fast 25jähriger Zugehörigkeit zum SOFI zum 31. Ok-
tober 2014 ihre Tätigkeit im Institut beendet. Wir danken ihr für ihre engagierte
Arbeit und wünschen ihr für weiterhin alles Gute.

Prof. Dr. Jürgen Kädtler hat für März 2015 eine Einladung als Gastprofessor an
die Ecole des Hautes Etudes en Sciences Sociales in Paris erhalten.

Dr. Klaus-Peter Wittemann ist nach 38 Jahren Forschung am SOFI zum 30. Sep-
tember 2014 in den Ruhestand gegangen. Wir wünschen ihm für den neuen Le-
bensabschnitt alles Gute und hoffen, dass er uns als engagierter Berater und
Diskussionspartner noch lange erhalten bleibt.
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zialgericht. Band 1. Köln (Erich Schmidt
Verlag), S. 297–312.
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